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(Beginn: 10.44 Uhr)

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich begrüße Sie ganz herzlich zu 
unserer heutigen Sachverständigenanhörung zum 
Gesetzentwurf der Staatsregierung zur effektiveren 
Überwachung gefährlicher Personen. Ich begrüße 
zunächst neben den Kolleginnen und Kollegen eine 
von der Kollegin Celina eingeladene Besuchergrup-
pe aus Würzburg. Ich begrüße dann ganz herzlich 
den Vorsitzenden des Rechtsausschusses, den Kol-
legen Schindler, der mit weiteren Kolleginnen und 
Kollegen teilnimmt. Ursprünglich war daran gedacht, 
eine gemeinsame Anhörung abzuhalten. Sie findet 
nun nicht in gemeinsamer Form statt; aber niemand 
ist daran gehindert teilzunehmen.

Ganz besonders herzlich begrüße ich Sie, die Ex-
pertinnen und Experten. Ich bedanke mich schon an 
dieser Stelle sehr herzlich erstens für die kurzfristige 
Ermöglichung Ihrer Teilnahme und zweitens für die 
schriftlichen Stellungnahmen, die Sie uns vorab ge-
schickt haben; sie helfen nämlich sehr bei der Vor-
bereitung.

Ich weise darauf hin, dass wir die schriftlichen Stel-
lungnahmen und das Protokoll der heutigen Sitzung 
in einem Dokument zusammenfassen werden. Es 
wird ein kleines Kompendium zu Spezialthemen des 
Polizeirechts bilden. Darum wird übrigens auch ein 
Tonband mitlaufen, das aber gelöscht wird, wenn die 
Erstellung des Protokolls abgeschlossen ist.

Ich bedanke mich dafür, dass Sie uns hier unterstüt-
zen, weil wir ein sehr wichtiges Thema beraten: eine 
Änderung des bayerischen Polizeiaufgabengeset-
zes. Wir tun das unter dem Eindruck der sich verän-
dernden Sicherheitslage und unter dem Eindruck 
von Bedrohungen durch den internationalen Terro-
rismus und andere Konstellationen, die Veränderun-
gen im Aufgabenspektrum und in den Kompetenzen 
der Sicherheitsbehörden, in diesem Fall der baye-
rischen Polizeibehörden, mit sich bringen.

Wir wollen zwei Dinge erreichen: einerseits wirksa-
me Gesetze, keine Gesetzesattrappen oder Geset-
zes-Fata-Morganen, die von Beamten in der Praxis 
sinnvoll angewandt werden können; und wir wollen 
andererseits verfassungsgemäße Gesetze. Darum 
haben wir Sie eingeladen, um über die Königsdiszip-
lin, nämlich das Verfassungsrecht, zu sprechen. Das 
ist auch wirklich spannend und interessant. Entspre-
chend hochkompetente Damen und Herren haben 
wir eingeladen. Einige von Ihnen sind bereits Anhö-

rungsprofis, wie zum Beispiel der Herr Petri, der 
schon ganz häufig da war. Manche sind noch nicht 
so häufig da gewesen.

Wie immer können die Expertinnen und Experten 
kurz ihre Statements abgeben. Mit "kurz" meine ich 
"kurz": einen Zeitraum von etwa 5 bis 7 Minuten, in 
dem Sie auf die Kernpunkte Ihrer Einschätzung ein-
gehen. Sie können sich darauf verlassen, dass alle 
die schriftlichen Beiträge tatsächlich gelesen haben. 
Wir kennen also Ihre Grundrichtung. Nach dem ers-
ten Durchgang würden die Kolleginnen und Kolle-
gen Abgeordnete Fragen stellen und Diskussions-
beiträge machen; dann können wir gemeinsam über 
dieses Thema nachdenken. Nach unserer zeitlichen 
Vorstellung ist bis 13.00 Uhr definitiv Ende; wenn wir 
es schneller schaffen, ist auch niemand böse.

Als Letztes mache ich einen Vorschlag zur Reihen-
folge: Ich habe mir gedacht, dass wir Herrn 
Prof. Petri als Ersten fragen, auch in seiner Stellung 
als Datenschutzbeauftragter. Dann können wir 
immer zwischen Professoren und weiteren Experten 
abwechseln. Ich schlage als Reihenfolge vor: 
Prof. Petri, Prof. Möstl, Dr. Löffelmann, Prof. Lindner, 
Frau Richterin Dr. Stockinger, Rechtsanwalt Wächt-
ler und am Schluss Prof. Schwarz. – Ich würde Sie, 
lieber Prof. Petri, bitten zu starten.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Ich bedanke mich 
zunächst einmal für die Gelegenheit zur Stellung-
nahme und möchte gleich hinzufügen: Meine Stel-
lungnahme wird relativ kurz sein, weil sie sich nicht 
auf Fragestellungen ohne Datenschutzbezug be-
zieht. Die Ingewahrsamnahme und die Aufenthalts-
verbote werde ich also nicht näher behandeln, es sei 
denn, es wird großer Wert darauf gelegt, meine Mei-
nung dazu zu hören.

Was die datenschutzrechtlich relevanten Fragestel-
lungen anbelangt, verfolgt dieser Gesetzentwurf das 
Ziel, besonders gefährliche Personen effektiver 
überwachen zu können. Dabei nimmt der Gesetz-
entwurf an verschiedenen Stellen Bezug auf die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 
BKA-Gesetz. Wer dort hineinschaut, wird feststellen, 
dass der Gegenstand des Bundesverfassungsge-
richtsurteils sich nicht unwesentlich von dem unter-
scheidet, was wir jetzt hier in den Blick nehmen. 
Zum einen beschränkt sich das Bundesverfassungs-
gericht auf die Beurteilung eines Gesetzes, das der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus dient. 
Hier geht es um die Bekämpfung von Gewaltkrimi-
nalität, die den Terrorismus einbezieht, aber auch 
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andere Gefährdungslagen wie beispielsweise Amok-
läufe usw. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist: Das Bundesverfassungsge-
richtsurteil beschränkt sich auf die Beurteilung von 
verdeckten Überwachungsmaßnahmen. Solche 
Überwachungsmaßnahmen sind dadurch gekenn-
zeichnet, dass die betroffene Person nicht in der 
Lage ist, die Überwachungsmaßnahme als solche 
zu erkennen und ihr Verhalten danach auszurichten. 
Hier geht es um Standardmaßnahmen, die im 
Grundsatz offen erfolgen, wobei also der Betroffene 
von den Maßnahmen, die gegen ihn gerichtet sind, 
Kenntnis erhält. Gleichzeitig geht es nicht nur um In-
formationserhebungen, sondern auch um andere 
Grundrechte, die beeinträchtigt werden. Es geht ein-
mal um die körperliche Fortbewegungsfreiheit; es 
geht möglicherweise aber auch um körperliche Un-
versehrtheit etc. Mit anderen Worten: Es ist nicht 
ganz eins zu eins zu übertragen, was wir hier haben. 
Hinzu kommt, dass die begrifflichen Kategorien, die 
das Bundeskriminalamtgesetz wählt, sich von dem 
unterscheiden, was der Gesetzgeber hier tut. – Das 
vorweggeschickt.

Ich würde zum ersten Fragenkomplex Folgendes 
sagen: Es geht hier um die Einführung einer neuen 
Kategorie von Wahrscheinlichkeitsanforderungen, 
nämlich um den Begriff der "drohenden Gefahr". Der 
Gesetzgeber grenzt hier den Anwendungsbereich 
dieser "drohenden Gefahr" auf Wahrscheinlichkeits-
anforderungen ein, die sich auf bedeutende Rechts-
güter beziehen; er qualifiziert diese bedeutenden 
Rechtsgüter. Die Begriffswahl – das habe ich schon 
angedeutet – unterscheidet sich von der des BKA-
Gesetzes; aber ich meine, dass sie im Wesentlichen 
schon vergleichbare Kategorien haben und ver-
gleichbare Qualifizierungen vornehmen.

Ich möchte auf eine kleine Passage im BKA-Gesetz-
Urteil hinweisen, die meines Erachtens verallgemei-
nerungsfähig ist. In Randnummer 112 der amtlichen 
Entscheidungssammlung, also im 141. Band, Sei-
te 220 ff., konkret auf Seite 272, ist dieses Zitat zu 
finden. Dort sagt das Bundesverfassungsgericht – 
ich zitiere –:

Der Gesetzgeber ist von Verfassungs wegen 
aber nicht von vornherein für jede Art der Auf-
gabenwahrnehmung auf die Schaffung von Ein-
griffstatbeständen beschränkt, die dem tradier-
ten sicherheitsrechtlichen Modell der Abwehr 
konkreter, unmittelbar bevorstehender oder ge-
genwärtiger Gefahren entsprechen. Vielmehr 
kann er die Grenzen für bestimmte Bereiche mit 
dem Ziel schon der Straftatenverhütung auch 
weiter ziehen, indem er die Anforderungen an 

die Vorhersehbarkeit des Kausalverlaufs redu-
ziert. Allerdings müssen die Eingriffsgrundlagen 
auch dann eine hinreichend konkretisierte Ge-
fahr in dem Sinne verlangen, dass zumindest 
tatsächliche Anhaltspunkte für die Entstehung 
einer konkreten Gefahr für die Schutzgüter be-
stehen.

Wenn ich mir die erste Fragestellung anschaue und 
einen Bezug zu dem herstelle, was ich schriftlich 
niedergelegt habe, glaube ich, dass der Gesetzent-
wurf zumindest im Wesentlichen diese Anforderun-
gen erfüllt. Das wäre meine Einschätzung zum ers-
ten Komplex. Wenn es Zweifelsfälle gibt, kann man 
es verfassungskonform auslegen. Man kann das 
unter diese Passage subsumieren. – Das wäre der 
erste Fragenkomplex.

Den zweiten Fragenkomplex würde ich übersprin-
gen.

Der dritte Fragenkomplex betrifft die elektronische 
Aufenthaltsüberwachung. Hier war auch nach dem 
praktischen Vollzug gefragt. Ich persönlich habe 
eine gewisse Prüferfahrung, was den Einsatz dieser 
elektronischen Aufenthaltsüberwachung angeht. In 
Bezug auf Fragestellungen, die den Strafvollzug 
oder die Lockerung des Vollzugs betreffen, kann 
man sagen: In Einzelfällen hat es unter dem Ge-
sichtspunkt der Gefahrenabwehr nicht so gut funk-
tioniert; aber solche Einzelfälle stellen die Eignung 
dieses Instruments nicht generell infrage. Die Taug-
lichkeit des Instruments ist auf der Ebene der Ge-
setzgebung nicht dadurch infrage gestellt, dass es 
Einzelfälle wie in Paris oder auch in Deutschland ge-
geben hat, die sozusagen zurückfallen. Man kann 
das Instrument also einsetzen. Die Frage der Taug-
lichkeit haben die Sicherheitsbehörden im Einzelfall 
zu beurteilen, und daran wird man zu messen 
haben, ob das Instrument greift oder nicht greift.

Es gibt einen Unterschied, den man herausarbeiten 
muss; er besteht zwischen den bisherigen Aufent-
haltsüberwachungen hier in Bayern oder auch in 
Deutschland und der jetzt zu regelnden Frage: Der 
Unterschied zwischen den Sexualstraftätern und 
den hier zu regelnden Fällen besteht darin, dass 
man in der Regel bei Sexualstraftätern, die im Rah-
men einer Vollzugslockerung aus der Haft entlassen 
werden – für sie gibt es dann eine elektronische Auf-
enthaltsüberwachung –, relativ klar definierte Aufent-
haltsverbote aussprechen und Auflagen erteilen 
kann und das auch relativ einfach überwachen 
kann. Bei den jetzt hier zu regelnden Fällen ist das 
möglicherweise schwieriger, weil wir eben nicht 
genau wissen, aufgrund von Verurteilungen etc., in 
welchen räumlichen Bereichen sich der mutmaßli-
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che gefährliche Täter bewegen wird. Das ist eine 
Schwierigkeit; aber die stellt die Eignung auf Geset-
zesebene nicht infrage, sondern das ist eher eine 
Vollzugsfrage, die man dann eben besonders sorg-
fältig prüfen muss.

Zur Quellen-TKÜ: Ich selber habe ausdrücklich 
immer wieder gefordert, dass die Quellen-TKÜ künf-
tig auf eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage ge-
stellt wird. Ich habe das schon 2011 getan. Sie erin-
nern sich, dass wir damals die Quellen-TKÜ 
flächendeckend überprüft haben und gewisse Defizi-
te festgestellt haben. Unter anderem habe ich eine 
hinreichend normenklare Regelung vermisst. Der 
Gesetzgeber hat möglicherweise auch deshalb 
nachgebessert, was ich schon länger gefordert 
habe. Insofern habe ich einige Punkte, die ich da 
empfehlen würde; aber im Grundsatz kann ich diese 
Regelung begrüßen, dass der Gesetzgeber das 
nachholt.

Was die Höchstspeicherfristen bei Bild- und Tonauf-
zeichnungen anbelangt, möchte ich ausdrücklich da-
rauf hinweisen, dass ich keine verfassungsrechtli-
chen Zweifel an dieser Norm habe, weil und soweit 
sie als Höchstspeicherfristen ausgestaltet sind. 
Hätte der Gesetzgeber gesagt, das ist eine fixe 
Zweimonatsfrist, würde ich sagen, das verstößt 
gegen das Erforderlichkeitsprinzip. Da er das aber 
flexibel ausgestaltet hat und am Erforderlichkeitskri-
terium misst, habe ich diese Zweifel nicht.

Allerdings möchte ich auch hinzufügen: Ich prüfe Vi-
deoüberwachung, auch polizeiliche Videoüberwa-
chung, schon seit Jahren, seit fast einem Jahrzehnt. 
Mir ist kein einziger Fall in meiner Prüfpraxis vorge-
kommen, in dem wir diese Drei-Wochen-Frist, die 
wir als Höchstspeicherfrist enthalten haben, wirklich 
wesentlich überschritten haben. Mir ist kein einziger 
solcher Fall bekannt. Wenn es denn einen Einzelfall 
geben mag – okay; aber, wie gesagt, die Höchst-
speicherfrist fängt das ja auf; aber die Notwendigkeit 
dieser Regelung in rein praktischer Hinsicht er-
schließt sich mir nicht. – Bei diesen Bemerkungen 
möchte ich es bewenden lassen, Herr Vorsitzender.

SV Prof. Dr. Markus Möstl (Universität Bayreuth): 
Gestatten Sie mir zunächst eine Vorbemerkung zum 
politischen und zum rechtlichen Hintergrund des vor-
liegenden Gesetzentwurfs. Dem Entwurf liegt die po-
litische Einschätzung zugrunde, dass die Überwa-
chung gefährlicher Personen verbessert werden 
muss. Die Ereignisse des Jahres 2016 – terroristi-
sche Anschläge, Amokläufe –, haben zu dieser ge-
setzgeberischen Einschätzung geführt. Mit ihr steht 
der bayerische Gesetzgeber nicht allein. Auch der 

Bundesgesetzgeber sieht Handlungsbedarf und hat 
im Zuge der aktuellen Novellierung des BKA-Geset-
zes zum Teil ähnliche Befugnisse geschaffen, wie 
sie nun im PAG statuiert werden sollen, Beispiel 
elektronische Fußfessel. In der Grundlinie der Ein-
schätzung herrscht also Einigkeit.

Wenn der bayerische Gesetzgeber hingegen im De-
tail auch zu anderen Lösungen greift als der Bun-
desgesetzgeber oder über ihn hinausgeht, so ent-
spricht dies dem guten Sinn föderalistischer 
Rechtsetzung, bei der der Landesgesetzgeber auch 
klüger sein darf als der Bundesgesetzgeber. Das po-
litische Ziel, im Bereich der Gewährleistung innerer 
Sicherheit Schutzlücken zu schließen, ist jedenfalls 
legitim und hat sogar Verfassungsrang. Die Sicher-
heit des Staates und der Schutz seiner Bevölkerung 
– so hat es das Bundesverfassungsgericht einmal 
gesagt – sind Ziele, von denen der Staat seine ei-
gentliche und letzte Rechtfertigung herleitet. Nicht 
anders sieht es die Bayerische Verfassung, Arti-
kel 99.

Freilich muss der Gesetzgeber, wenn er Schutzlü-
cken schließt, die Grenzen der Verfassung beach-
ten. Ich komme damit zu meiner rechtlichen Vorbe-
merkung. Die Überwachung gefährlicher Personen 
bewegt sich auf einem Feld, zu dem eine intensive 
Judikatur des Bundesverfassungsgerichts zu beach-
ten ist. Namentlich das Urteil zum BKA-Gesetz des 
Jahres 2016 setzt den vorläufigen Schlusspunkt 
einer langen Rechtsprechungsreihe, in der das Bun-
desverfassungsgericht dem Polizeirechtsgesetzge-
ber ungewöhnlich dichte und bis in das Detail der 
einfachgesetzlichen Dogmatik hinabsteigende Vor-
gaben gemacht hat, die bisweilen geradezu ersatz-
gesetzgeberische Züge tragen. Der Gesetzgeber, 
der diese dichten Vorgaben umzusetzen hat, ist 
nicht zu beneiden. Übernimmt er, wie dies häufig ge-
schieht, geradezu wörtlich die Aussagen aus den 
Urteilsgründen, wirft man ihm mangelnde Eigenstän-
digkeit und Systematisierungsleistung vor oder sagt, 
die Aussagen des Bundesverfassungsgerichts seien 
nicht technisch oder nicht wörtlich zu verstehen. 
Setzt er hingegen eigene dogmatische Akzente, 
steht leicht der Vorwurf im Raum, er entferne sich 
von den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts.

Hinzu kommt eine spezifische Schwierigkeit im Um-
gang mit dem BKA-Urteil, das soeben auch Herr 
Petri angesprochen hat. Das Bundesverfassungsge-
richt entwickelt seine polizeirechtsdogmatischen 
Leitlinien dort vor dem Hintergrund eines sehr spe-
ziellen Kontexts, nämlich allein in Bezug auf den 
Schutz vor Terrorismus durch Überwachungsmaß-
nahmen von hoher Eingriffsintensität. Zugleich aber 
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versteht es seine Aussagen als Summe einer langen 
Rechtsprechungsreihe, die über den speziellen Ver-
fahrensgegenstand hinaus offenbar von allgemeiner 
Bedeutung auch für den Landesgesetzgeber sein 
soll, obwohl die Landespolizei freilich nicht nur für 
Terrorismus zuständig ist und keineswegs auf solche 
Befugnisse beschränkt ist, wie sie im BKA-Gesetz 
geregelt sind. Auch das macht die Umsetzung nicht 
leichter, weil eben immer gefragt werden muss, was 
übertragen werden kann und was nicht.

Betrachtet man vor diesem Hintergrund den vorlie-
genden Gesetzentwurf, so kann aus meiner Sicht 
konstatiert werden, dass er die angedeuteten 
Schwierigkeiten insgesamt gut bewältigt. Er ist ei-
nerseits durchaus mutig, geht zum Teil neue Wege 
und scheut nicht vor eigener dogmatischer System-
bildung zurück. Er schafft es andererseits aber auch, 
die Grenzen der Verfassung einzuhalten und die 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zu be-
achten bzw. in folgerichtiger oder jedenfalls gut ver-
tretbarer Weise fortzuentwickeln.

Vor diesem Hintergrund komme ich zunächst auf 
den Fragenkomplex 1 zu sprechen. Vor allem dazu 
möchte ich etwas sagen; denn dieser Aspekt der 
"drohenden Gefahr", Ergänzung der Generalklausel, 
ist natürlich derjenige, der vielleicht nicht politisch 
der allerwichtigste zu sein scheint, aber der in der ju-
ristischen Fachwelt jedenfalls am meisten Aufsehen 
erregen wird und über den am meisten diskutiert 
werden wird.

Dazu möchte ich zunächst betonen, dass ich es gut 
finde, dass der Gesetzgeber versucht, das, was das 
Bundesverfassungsgericht hier zu dem Thema Vor-
feldschwelle formuliert hat, in eine neue Begrifflich-
keit zu gießen, nämlich in die der "drohenden Ge-
fahr". Das Hin und Her zwischen 
Bundesverfassungsgericht und Gesetzgeber in den 
letzten Jahren mit vielen Detailvorgaben und wörtli-
chen Übernahmen hat nicht gerade dazu geführt, 
dass das Polizeirecht einfacher und übersichtlicher 
geworden ist. So gesehen ist es gut, wenn neue Be-
griffe eingeführt werden.

Was die nähere Konkretisierung des Begriffes anbe-
langt, greift der Gesetzentwurf sodann auf die For-
mulierung des Bundesverfassungsgerichts zurück, 
auch in den Randnummern, die Sie zitiert haben. 
Das kann natürlich an sich nicht beanstandet wer-
den. Dadurch kommt sozusagen eine eher sperrige 
Tatbestandsfassung zustande; aber das Bundesver-
fassungsgericht wird sich bei seiner wichtigen Pas-
sage etwas überlegt haben. Insofern ist es konse-
quent, hieran anzuknüpfen.

Ich würde im Ergebnis der Entwurfsbegründung zu-
stimmen, dass es bei dieser Vorfeldschwelle eher 
um eine moderate, eng begrenzte Ausweitung im 
Verhältnis zum früheren Begriff der "konkreten Ge-
fahr" geht. Ich möchte sogar so weit gehen, zu 
sagen, dass man früher vermutlich viele der Fälle, 
die darunter fallen, als "konkrete Gefahr" bezeichnet 
hätte. Es geht um Fälle, in denen aufgrund konkreter 
Vorbereitungshandlungen oder individuellen Vorver-
haltens durchaus mit Wahrscheinlichkeit darauf ge-
schlossen werden kann, dass der Art nach konkreti-
siert etwas Bestimmtes passieren wird, zum Beispiel 
ein Anschlag; aber man weiß noch nicht, wann, wo 
und wie; man kann den genauen Kausalverlauf nicht 
vorhersehen. Ich glaube, solche Fälle, in denen von 
einer individuellen Gefahrenquelle aus mit Wahr-
scheinlichkeit auf einen der Art nach vorhersehbaren 
Ablauf geschlossen werden kann, hätte man – man 
macht es heutzutage noch im Sicherheitsrecht – als 
"konkrete Gefahr" ansehen können.

Ich habe mir in meiner Stellungnahme den vielleicht 
etwas eigenartigen Vergleich mit dem "gefährlichen 
Hund" im Sicherheitsrecht erlaubt, von dem man ja 
auch nur weiß, dass es vielleicht zu einem Beißvor-
fall kommt, aber nicht, wann, wo und wie. Da würde 
man überhaupt nicht zögern, das als "konkrete Ge-
fahr" zu bezeichnen. Das Bundesverfassungsgericht 
allerdings ist hier enger im polizeirechtlichen Kon-
text. Es verlangt schon eine Vorhersehbarkeit des 
Kausalverlaufs. Deswegen entstehen natürlich, 
wenn man es so eng zieht, Schutzlücken, und die, 
glaube ich, hat das Bundesverfassungsgericht selbst 
erkannt und in seiner neuen Rechtsprechung eben 
eine moderate Vorfeldschwelle ermöglicht. Dass die 
nunmehr aufgegriffen wird, ist richtig.

Es ist auch notwendig und richtig, dass diese 
Schwelle im Artikel 11 Absatz 3 neuer Fassung auf 
bestimmte Rechtsgüter bezogen wird und nicht so-
zusagen generell gilt. Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts hat sich auf den Terrorismus 
konzentriert. Darauf kann sich der Landesgesetzge-
ber natürlich nicht ausschließlich konzentrieren. Er 
muss auch andere Fälle im Blick haben. Ich verste-
he diese Rechtsgüterklausel und die Gewalttaten, 
die hier angesprochen sind, als Versuch, eine Ent-
sprechung zu dem zu formulieren, was das Bundes-
verfassungsgericht hier vor Augen hatte.

Was die Rechtsfolgen anbelangt, muss man sagen, 
dass die "konkrete Gefahr" als Regelschwelle für die 
Generalklausel schon ein gewisses verfassungs-
rechtliches Gewicht hat, und man kann nicht ohne 
Grund von ihr in der Generalklausel abweichen. So 
gesehen muss man bei dieser Erweiterung der Ge-
neralklausel durchaus darüber nachdenken, ob sie 
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gerechtfertigt ist. Im Ergebnis, glaube ich, ist es der 
Fall, und zwar, weil der Gesetzentwurf ja nicht ein-
fach zu den gleichen Maßnahmen jetzt schon im 
Gefahrenvorfeld ermächtigt, sondern differenziert 
davon spricht, dass die Sachverhaltsaufklärung 
sowie Maßnahmen der Entstehung der Gefahr, also 
etwas anderes als normale Gefahrenabwehrmaß-
nahmen, ermöglicht werden sollen.

Dass Gefahraufklärung im Gefahrenvorfeld ermög-
licht werden soll, ist nun nichts Außergewöhnliches. 
Es ist ja geradezu eine Selbstverständlichkeit, dass 
man erst vom Auftreten der Gefahr an einschreiten 
darf und man im Vorfeld wenigstens klären können 
muss, ob es eine Gefahr ist oder nicht. Es ist eigent-
lich zu begrüßen, dass dieser Gefahrerforschungs-
eingriff jetzt normiert ist.

Ungewöhnlicher ist, dass auch kausalverlaufsrele-
vante Maßnahmen der Verhinderung der Gefahren-
tstehung erlaubt werden. Das ist tatsächlich eine Ab-
weichung vom verfassungsrechtlichen Normalfall, 
die rechtfertigungsbedürftig ist, aber gerechtfertigt 
werden kann, nämlich in Konstellationen, in denen 
begründet werden kann, dass die bloße Beschrän-
kung auf Sachverhaltserforschung zu riskant ist, weil 
vielleicht der Schaden dann zu plötzlich eintritt, so-
dass also schon im Vorfeld ein Kausalverlaufseingriff 
nötig ist.

Ich glaube, es liegt auf der Hand, dass gerade im 
Bereich Terrorismus und schwere Gewalttaten, 
wovon hier die Rede ist, so etwas zu befürchten 
steht. Es muss aber auch besonders begründet wer-
den. Ich hätte vielleicht befürwortet, dass man hier 
zur Verdeutlichung einen weiteren Einschub "soweit 
erforderlich" bei diesen kausalverlaufsrelevanten 
Maßnahmen macht; man muss es aber nicht, weil 
es natürlich schon aus dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz folgt, dass man hier eine gesonderte Er-
forderlichkeitsprüfung diesbezüglich vornimmt, 
warum abweichend vom Normalfall nicht nur der 
Sachverhalt aufgeklärt wird, sondern bereits in den 
Kausalverlauf eingegriffen werden soll. Aber sofern 
diese Begründung geführt werden kann, ist kein ver-
fassungsrechtlicher Einwand gegen diese Fassung 
zu erheben. – Ich möchte mich zunächst darauf be-
schränken; denn das ist sozusagen der dogmatische 
Kernpunkt. Auf alles Weitere gehe ich gern in der 
Diskussion ein.

SV Dr. Markus Löffelmann (Landgericht München 
I): Der gegenständliche Gesetzentwurf stellt in mei-
nen Augen ein durchaus ambitioniertes Vorhaben 
dar, das Polizeirecht in seinen dogmatischen Struk-
turen neu zu definieren. Ich finde das auch anerken-

nenswert; denn darüber, dass das Polizeirecht der 
Weiterentwicklung bedarf, dürfte übergreifend, auch 
in der Rechtswissenschaft, ein Konsens bestehen.

Ich sehe allerdings ein gewisses Missverhältnis zwi-
schen der Tragweite dieses Vorhabens und der eher 
bescheidenen Substanz der beabsichtigten Rege-
lungen und vor allem auch deren Begründung. In 
jüngerer Zeit haben kluge Köpfe, wie etwa der ge-
schätzte Kollege Möstl, sich Gedanken gemacht, 
wie eine solche Weiterentwicklung aussehen könn-
te. Der Gesetzentwurf greift davon nichts auf, son-
dern er begnügt sich damit, eine in sich schon unkla-
re, verschwurbelte Formulierung des 
Bundesverfassungsgerichts weitgehend wörtlich in 
den Rang einfachen Rechts zu erheben. Wenn ich 
in den beabsichtigten Artikel 11 Absatz 3 des PAG-
Entwurfs hineinblicke, finde ich dort Formulierungen 
wie "das individuelle Verhalten einer Person", als ob 
es auch ein nichtindividuelles Verhalten einer Per-
son geben könne, oder "die konkrete Wahrschein-
lichkeit". Wahrscheinlichkeiten sind mittel, hoch oder 
niedrig. Was soll denn eine "konkrete Wahrschein-
lichkeit" bedeuten? Ein "seiner Art nach konkretisier-
tes Geschehen": Das sind Formulierungen, die äu-
ßerst unbestimmt sind und zu deren Ausdeutung 
auch die Entwurfsbegründung kaum etwas verlaut-
baren lässt.

Der Begriff der "drohenden Gefahr" selbst ist, mit 
Verlaub, ein sprachliches Ungetüm. "Gefahren" sind 
drohende Verletzungen, und "drohende Gefahren" 
sind dann drohende drohende Verletzungen. Was 
soll denn das? – Als Praktiker kann ich mit einer der-
artigen Formulierung wenig anfangen. Ich bin als 
Richter auf Gesetze angewiesen, die mir den Rah-
men meiner Rechtsanwendung so, wie er vom Ge-
setzgeber und von der Verfassung erlaubt ist, deut-
lich eröffnen.

Ich möchte auch durchaus auf das eingehen, was 
der Kollege Möstl gesagt hat, mit Blick auf seine Kri-
tik an den detaillierten Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts. Ich stimme Ihnen zu, Herr Möstl, 
diese Entwicklung hat 2004 mit der Entscheidung 
zur Wohnraumüberwachung ihren Ausgang genom-
men und sich immer weiter fortgesetzt. Aber, meine 
Damen und Herren, man sollte nicht zu viel Angst 
vor dem Bundesverfassungsgericht haben, sondern 
das ist eine Einladung, dass man mit einer gewissen 
juristischen Kreativität selber tätig wird und die 
Spielräume, die das Bundesverfassungsgericht 
lässt, auch ausfüllt.

In den Entscheidungen zum AWG, im 110. Band, 
und zum Niedersächsischen Sicherheits- und Ord-
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nungsgesetz, im 113. Band, hat das Bundesverfas-
sungsgericht ausgeführt – ich zitiere –: Im Gefahren-
vorfeld – darin bewegen wir uns mit dem Begriff der 
"drohenden Gefahr" – hat der Gesetzgeber die den 
Anlass des Eingreifens bildenden Tatsachen, die auf 
die künftige Begehung deuten, so bestimmt zu um-
schreiben, dass das in diesem Bereich besonders 
hohe Risiko einer Fehlprognose noch hinnehmbar 
ist. – Zitatende.

Für mein Dafürhalten erfüllt der Begriff der "drohen-
den Gefahr" diese Anforderungen nicht. Durchgrei-
fende Bedenken habe ich in verfassungsrechtlicher 
Hinsicht auch gegen die inhaltliche Ausweitung ein-
griffsintensiver polizeilicher Befugnisse. Ich möchte 
hier nur die wichtigsten Einwände stichpunktartig 
skizzieren.

Erstens nenne ich Aufenthaltsgebote nach Artikel 16 
Absatz 2 Nummer 2 b im PAG-Entwurf. Ich betone: 
Die Gebote, die dort geregelt sind, sind in meinen 
Augen aus drei Gründen hoch problematisch. Ers-
tens greifen sie, soweit deutsche Staatsbürger be-
troffen sind, in das Grundrecht der Freizügigkeit 
nach Artikel 11 des Grundgesetzes ein. Artikel 11 
sieht einen qualifizierten Schrankenvorbehalt vor, 
demzufolge solche Gebote nur zulässig sind, wenn 
im konkreten Fall mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit die Begehung von Straftaten zu erwarten ist. 
Dieser Voraussetzung genügt die Anbindung an den 
Begriff einer "drohenden Gefahr" mit Sicherheit 
nicht. – Zweitens eröffnet die Möglichkeit der Anord-
nung von Aufenthaltsgeboten auch – das sieht der 
Gesetzentwurf anders – die Möglichkeit von Eingrif-
fen in das Freiheitsgrundrecht, und zwar dann, wenn 
diese Aufenthaltsgebote sich auf einen hinreichend 
engen räumlichen Bereich beziehen. Eingriffe in das 
Freiheitsgrundrecht sind nur unter besonders ge-
wichtigen Gründen und unter strikter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zulässig. Derlei 
einschränkende Kautelen, die hierfür notwendig 
wären, enthält der Gesetzentwurf nicht. – Drittens 
erlaubt Artikel 16 PAG unter denselben Vorausset-
zungen ein Vorgehen sowohl gegen Störer wie auch 
gegen Nichtstörer. Das verletzt das Verbot der fakti-
schen Gleichbehandlung von Störern und Nichtstö-
rern. Die Vorschrift würde beispielsweise erlauben, 
das Opfer eines Stalkers der Anordnung zu unterzie-
hen, seinen Aufenthaltsort nicht mehr zu verlassen, 
um sich den Einflüssen des Straftäters nicht ausset-
zen zu müssen. Ich finde, das geht in eine ganz fal-
sche Richtung; das kann nicht sein.

Zweiter Punkt. Die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung nach Artikel 32a des PAG-Entwurfs ist ein 
sehr schwerwiegender Grundrechtseingriff, der auch 
die Erstellung eines umfassenden Bewegungsprofils 

ermöglicht und damit in den Bereich hineinragen 
kann, in dem ein umfassendes Persönlichkeitsprofil 
erstellt werden kann und damit die Menschenwürde 
Betroffener gefährdet ist. Die Maßnahme muss im 
Hinblick auf ihre Eingriffsintensität auch daran ge-
messen werden, dass die Durchsetzung mittels 
einer Freiheitsentziehung, nämlich des Präventivge-
wahrsams, möglich ist. Es handelt sich also um eine 
sehr schwerwiegende Maßnahme. Die Geeignetheit 
der Maßnahme – dazu möchte ich jetzt nicht allzu 
viel sagen – erscheint mir eher gering. Das sehen 
wohl auch die Polizeipraktiker so. Dieser Eindruck 
entsteht, wenn man der Verbändeanhörung folgt, in 
der sich verschiedene Organisationen der Polizei 
geäußert haben: Sie haben hier auch durchgreifen-
de Zweifel gesehen.

Es liegt auf der Hand: Für die Gefahrenaufklärung, 
der diese Maßnahme im Vorfeld jedenfalls dienen 
soll, ist das ein wenig brauchbares Mittel; denn die 
betroffene Person kennt die Maßnahme ja; es ist 
keine heimliche Maßnahme. Aufklärungsmaßnah-
men sind üblicherweise verdeckte Maßnahmen, mit 
denen man etwas über die Person herausfinden 
kann, ohne dass diese davon weiß. Der Gefährder, 
der seine Fußfessel trägt, kennt das, und er kann 
sich darauf einstellen. Er kann ohne Weiteres von zu 
Hause, von seinem Computer aus, ohne sich zu be-
wegen, indem er andere beauftragt, gefährden. Er 
kann sogar die Maßnahme für seine Zwecke instru-
mentalisieren, um gerade die Hilflosigkeit des Staa-
tes zu demonstrieren, der eben auch mit einer sol-
chen Maßnahme ihn nicht an seinem Tun hindern 
kann. Weil die Geeignetheit der Maßnahme eher ge-
ring ist, begegnet sie auch unter Verhältnismäßig-
keitsgesichtspunkten Bedenken.

Hinzu kommt, dass die Vorschriften des Artikels 32a 
Eingriffe in das Wohnungsgrundrecht nicht konse-
quent genug ausschließen. Ich habe dazu in meiner 
schriftlichen Stellungnahme einiges ausgeführt. Eine 
Grundrechtsschranke, die den Einsatz in Wohnun-
gen erlauben würde, gibt es nicht.

Letzten Endes erlaubt die EAÜ die langfristige Erhe-
bung eines Bewegungsprofils, ohne dass von den 
Betroffenen jemals strafwürdiges Verhalten verwirk-
licht wurde oder zu erwarten ist; denn die Vorschrift 
ist eben nicht angebunden an die Gefahr der Bege-
hung von Straftaten, anders als die entsprechende 
Regelung im Bundeskriminalamtsgesetz.

Ein Problem besteht auch mit Blick auf die hohen 
Anforderungen, die das Bundesrecht an den Einsatz 
einer EAÜ im Rahmen der Führungsaufsicht stellt. 
Diese Anforderungen können ganz einfach unterlau-
fen werden. Denken wir zum Beispiel an den Sexu-
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alstraftäter, bei dem die Gerichte diese Maßnahme 
gerade nicht angeordnet haben. Hier könnte man 
nach Artikel 32a ohne Weiteres die Frage der weite-
ren Gefährlichkeit wegen niedrigschwelligerer Taten 
bejahen und damit doch zu einer EAÜ kommen.

Der dritte Punkt betrifft den Präventivgewahrsam. 
Ich sehe hier gleich in mehrfacher Hinsicht das Frei-
heitsgrundrecht verletzt.

Erstens erlaubt Artikel 17 mittelbar eine Freiheitsent-
ziehung auch aufgrund einer lediglich "drohenden 
Gefahr", nämlich dann, wenn der Präventivgewahr-
sam der Durchsetzung einer Maßnahme nach Arti-
kel 16 – Aufenthaltsgebote und -verbote und Kon-
taktverbote – oder Artikel 32a dient. Jetzt könnte 
man natürlich argumentieren: Der Umstand, dass 
sich eine Person diesen Maßnahmen widersetzt, be-
gründet gerade die besondere Gefährlichkeit und 
damit den Präventivgewahrsam. – Aber, mit Verlaub, 
das erscheint mir verquer; denn im Gefahrenvorfeld 
besteht eben gerade das hohe Risiko einer Fehl-
prognose. Aus der Sicht des Betroffenen wird er zu 
Unrecht einer Maßnahme nach Artikel 32a ausge-
setzt. Er sagt dann: Nein, die Fußfessel nehme ich 
nicht. – Und prompt wandert er in den Präventivge-
wahrsam, um das durchzusetzen, wobei es schon 
von Grund auf fragwürdig ist, wie überhaupt im Prä-
ventivgewahrsam eine solche Maßnahme durchge-
setzt werden können soll; denn er befindet sich ja im 
Gewahrsam, wo er eine Fußfessel überhaupt nicht 
braucht. Auf der Grundlage lediglich "drohender Ge-
fahren" ist meines Erachtens ein Präventivgewahr-
sam verfassungsrechtlich ausgeschlossen.

Zweitens. Auch soweit der Präventivgewahrsam bei 
Bestehen einer einfachen, konkreten Gefahr ange-
ordnet werden können soll, genügt diese Schwelle 
nicht den Verhältnismäßigkeitsanforderungen. Bis-
lang ist, ganz im Einklang mit der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, 
eine unmittelbar bevorstehende Gefahr für ein straf- 
oder ordnungsrechtlich geschütztes Rechtsgut erfor-
derlich. Diese beiden Einschränkungen – die zeitli-
che, nämlich das unmittelbare Bevorstehen, und die 
inhaltliche, nämlich die Qualifizierung des Rechtsgut 
gefährdenden Tuns in Gestalt einer Straftat oder in 
der Auslegung des Bundesverfassungsgerichts, der 
deutschen Gerichte, einer Ordnungswidrigkeit – stel-
len gerade eine Engführung dar, die hier nicht mehr 
vorhanden ist. Zugespitzt könnte auf der Grundlage 
des Artikels 32a künftig, wer zum Beispiel unmäßig 
Alkohol konsumiert und dadurch seine eigene Ge-
sundheit beschädigt, in Präventivgewahrsam ge-
nommen werden. Die Voraussetzungen dafür wür-
den vorliegen. Oder derjenige, von dem eine 

fahrlässige, also nicht strafbare Sachbeschädigung 
an Gütern ausgeht, wie es Artikel 11 Absatz 3 for-
muliert, deren Erhalt im besonderen öffentlichen In-
teresse – was immer das sein soll – liegt, könnte 
auch in Präventivgewahrsam genommen werden. 
Ich finde, das geht zu weit.

Drittens. Der Präventivgewahrsam ist seiner Natur 
nach kurzzeitig angelegt. Die Ausdehnung auf eine 
beliebig oft verlängerbare dreimonatige Dauer ohne 
jegliche erhöhte materielle und verfahrensrechtliche 
Anforderungen verstößt meines Erachtens eindeutig 
gegen Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes. 
Sie müssen das nur mal mit den anderen präventiv 
wirkenden freiheitsentziehenden Maßnahmen der 
Maßregeln der Besserung und Sicherung verglei-
chen. Da hat das Bundesverfassungsgericht gerade 
in den letzten Jahren die Anforderungen immer 
höher geschraubt. Vergegenwärtigen Sie sich, was 
vorausgehen muss, damit jemand in einem psychia-
trischen Krankenhaus oder in der Sicherungsver-
wahrung untergebracht werden kann: bereits began-
gene Straftaten, ein aufwendiges gerichtliches 
Verfahren vor einer großen Strafkammer mit forensi-
schen Gutachten und dergleichen. All das ist hier für 
den Präventivgewahrsam überhaupt nicht vorgese-
hen.

Zusammenfassend geht der Gesetzentwurf trotz ei-
niger nachvollziehbarer Anliegen in zentralen Punk-
ten über den Rahmen des verfassungsrechtlich Zu-
lässigen hinaus. Die Entwurfsbegründung lässt 
dabei die rechtstatsächliche Relevanz der Änderun-
gen nicht deutlich werden. Ich fände es wünschens-
wert und eigentlich auch erforderlich, dass über-
haupt mal die Sachverhalte konkret benannt 
werden, die zu solchen Änderungen Anlass geben. 
Da bleibt der Gesetzentwurf sehr im Unklaren.

Soweit die Polizeibehörden im Gefahrenvorfeld über 
ein gewisses Informationsdefizit verfügen – der Ge-
setzentwurf geht offenbar davon aus; ich kann das 
nicht beurteilen, sondern das können natürlich nur 
die Polizisten –, würde es nach meinem Dafürhalten 
zunächst einmal naheliegen, auf der operativen 
Ebene für einen besseren Datenaustausch zwischen 
der Polizei und den Nachrichtendiensten zu sorgen, 
deren Aufgabe es ja gerade ist, im Gefahrenvorfeld 
tätig zu werden. – Ich bedanke mich.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Vielen 
Dank, Dr. Löffelmann. – Bevor wir weitermachen, 
möchte ich noch gern die Vertreter des Bundes 
Deutscher Kriminalbeamter begrüßen, insbesondere 
den Landesvorsitzenden, Herrn Krieger. Herzlich 
willkommen! Ich begrüße auch die Vertreter der 
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Staatsregierung und den Landespolizeipräsidenten, 
Prof. Schmidbauer. – Dann fahren wir mit dem Bei-
trag von Prof. Lindner fort. Bitte, Prof. Lindner.

SV Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität 
Augsburg): Ich bedanke mich zunächst einmal, hier 
Stellung nehmen zu dürfen, und verweise vorab, um 
die Redezeit von fünf bis sieben Minuten einzuhal-
ten, auf meine Stellungnahme. Ich werde nicht alles 
wiederholen und kann auch leider nicht auf alles ein-
gehen, was vor allen Dingen Herr Dr. Löffelmann 
vorgebracht hat. Aber ich will versuchen, mich kurz 
zu fassen.

Das Ergebnis einer Beurteilung des Gesetzentwur-
fes aus rechtswissenschaftlicher, verfassungsrechtli-
cher Sicht ist nach meinem Dafürhalten, dass sich 
der Gesetzentwurf zwar auf ein allerdings nur zum 
Teil neues Terrain vorwagt, insgesamt jedoch die 
verfassungsrechtlichen Grenzen nicht überschreitet. 
Insgesamt ist der Entwurf aus meiner Sicht, auch 
wenn er in manchen Bereichen durchaus weit zu 
gehen scheint, verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen. Im Gegenteil, schaut man sich den Gesetz-
entwurf näher an, lassen sich durchaus sogar einige 
rechtsstaatliche Fortschritte erkennen. Ich werde 
dazu bei den einzelnen Punkten noch etwas sagen.

Insgesamt – Herr Möstl hat das angesprochen – ver-
langen die grundrechtlichen Schutzpflichten, ver-
langt der Artikel 99 vom Gesetzgeber, dass er auf 
neuartige Gefährdungslagen für Rechtsgüter rea-
giert, und das tut der Gesetzgeber mit diesem Ge-
setzentwurf in aus meiner Sicht verfassungsrechtlich 
vertretbarer Hinsicht. Man könnte sich sogar die 
Frage stellen, ob der Gesetzgeber nicht sogar ver-
fassungsrechtlich verpflichtet ist, mit neuen oder 
weitergehenden Befugnisnormen auf veränderte Si-
cherheitsszenarien zu reagieren. – Das sei voraus-
geschickt.

Zunächst zur "drohenden Gefahr": Der Begriff mag 
sprachlich missglückt sein oder nicht; aus meiner 
Sicht ist er nicht missglückt. Wir sind aber hier im 
Landtag und nicht in einem sprachtheoretischen 
Oberseminar. Deswegen würde ich hier auf die 
sprachliche Dimension nicht näher eingehen. Es 
handelt sich ja auch um eine Definition, die der Ge-
setzgeber mit dem Sinnbild der "drohenden Gefahr" 
hier verwendet, die er näher konkretisiert. Der Be-
griff der "drohenden Gefahr" ist ja nicht ein Begriff, 
aus dem dann geschöpft werden könnte, sondern er 
wird gewissermaßen mehrfach flankiert: Es muss 
eine hinreichende Tatsachenbasis aufgrund individu-
ellen Verhaltens oder Vorbereitungshandlungen vor-
liegen; die müssen eine zumindest gewisse Wahr-
scheinlichkeit nahelegen, dass es zu einer 

Bedrohung hochrangiger Rechtsgüter kommt; drit-
tens durch die Modalität von Gewalttaten. Durch 
diese drei Bereiche wird der Begriff der "drohenden 
Gefahr" flankiert. Sie lassen aus meiner Sicht die 
sprachlichen und letztlich auch die dogmatischen 
Bedenken zurücktreten.

Ich möchte das noch mal aufgreifen, was der Kolle-
ge Möstl gesagt hat: Aus meiner Sicht ist der Begriff 
der "drohenden Gefahr" auch nicht wirklich etwas 
Neues. Die Sachverhalte, die man darunter fasst, 
kann man zumindest nach einer Dogmatik, die das 
Polizeirecht lange beherrscht hat, auch unter dem 
Begriff der "konkreten Gefahr" fassen. Dass der Ge-
setzgeber jetzt hier aus dem weiten Bereich der 
"konkreten Gefahr" einen zeitlich etwas vorverlager-
ten Bereich herausgeschnitten und eigens rechtlich 
normiert und eingehegt hat, ist meines Erachtens 
nicht nur verfassungsrechtlich unproblematisch, son-
dern im Hinblick auf die Weiterentwicklung durchaus 
auch ein rechtsstaatlicher Fortschritt.

Zum Kontaktverbot, Aufenthaltsverbot und -gebot: 
Diese Maßnahmen kommen bisher schon aufgrund 
der polizeirechtlichen Generalklausel in Betracht. 
Dass der Gesetzgeber hier klare Regelungen in Ge-
stalt einer Standardbefugnis schafft, ist meines 
Erachtens nicht zu beanstanden, sondern ebenfalls 
im Grunde eine rechtsstaatlich erfreuliche Konkreti-
sierung dessen, was bisher schon passiert.

Einen Punkt möchte ich aufgreifen, von dem heute 
in der "SZ" zu lesen war und den auch Herr Dr. Löf-
felmann vorgetragen hat: dass diese Maßnahmen 
des Kontaktverbots und Aufenthaltsverbots auch 
gegen Nichtstörer verhängt werden können. Wenn 
man das vom reinen Gesetzeswortlaut her ansieht, 
ist das möglicherweise ein Punkt, weil die Störervor-
schriften vielleicht nicht direkt dazu passen möchten. 
Allerdings besteht aus meiner Sicht schon im Hin-
blick auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und zu-
mindest in einer verfassungskonformen Auslegung 
überhaupt kein Zweifel daran, dass man den Arti-
kel 10, die Störervorschriften, hier analog anwendet 
und sagt: Nichtstörer oder nicht beteiligte Personen 
können eben nur als Ultima Ratio in Anspruch ge-
nommen werden. Aber ein verfassungsrechtliches 
Problem sehe ich in der Formulierung deswegen 
nicht.

Die elektronische Aufenthaltsüberwachung stößt aus 
meiner Sicht nicht auf verfassungsrechtliche Beden-
ken. Auch hier sind hochrangige Rechtsgüter tan-
giert. Die Schutzpflicht des Staates gebietet auch, 
über neue Maßnahmen nachzudenken, wobei die 
EAÜ ja so neu nicht ist; das Strafrecht kennt sie ja 
schon. Wir haben einen Richtervorbehalt und eine 
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zeitliche Begrenzung. Ob das polizeitaktisch etwas 
bringt, kann ich nicht beurteilen; ich bin kein Polizei-
praktiker. Selbst wenn das nichts bringen sollte, 
wäre das noch keine Frage der Verfassungsmäßig-
keit, sondern allenfalls eine der Zweckmäßigkeit.

Zum Präventivgewahrsam: Die Ausweitung in inhalt-
licher Sicht ist auch insofern nicht zu beanstanden, 
als es hier wieder um höchstrangige Rechtsgüter 
geht.

Vielleicht darf ich mir erlauben, einen Punkt heraus-
zugreifen, den ich etwas kritischer sehe, aber bei 
dem ich noch keine Verfassungswidrigkeit annehme; 
das ist der letzte Punkt, den ich behandle: Das ist 
das Problem der – verzeihen Sie bitte den Ausdruck 
– zeitlichen Obergrenze, die jetzt nicht mehr vorhan-
den ist in dem Sinn, dass der Präventivgewahrsam 
jeweils um drei Monate verlängert werden kann. Hier 
wäre zu überlegen, ob man ab einer gewissen Häu-
figkeit der Wiederholungen oder ab einer gewissen 
Dauer des Gewahrsams, beispielsweise, wenn der 
Präventivgewahrsam über sechs Monate dauert 
oder mehrfach angeordnet wird, über eine zusätzli-
che verfahrensrechtliche Flankierung nachdenkt, die 
in verschiedener Weise denkbar wäre: etwa bei 
einer mehrfachen Wiederholung der Anordnung in 
Form einer Bestätigung des Antrags durch das In-
nenministerium oder in Form einer wie auch immer 
gearteten Berichtspflicht. Es wäre zu überlegen, ob 
man das verfahrensrechtlich flankiert. Aber auch 
ohne diese Flankierung habe ich angesichts des 
Richtervorbehalts, des stets geltenden Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes und der inmitten stehenden 
Rechtsgüter keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken. – Damit wäre ich am Ende meiner Stellungnah-
me.

SVe Barbara Stockinger (Bayerischer Richterver-
ein e. V., München): Zunächst möchte ich mich auch 
im Namen des Bayerischen Richtervereins bedan-
ken, dass wir hier unseren Standpunkt vortragen 
dürfen. Ich will meine Ausführungen auf die elektro-
nische Aufenthaltsüberwachung und den Gewahr-
sam beschränken, weil wir mit diesen Aspekten am 
meisten zu tun haben werden.

Die elektronische Aufenthaltsüberwachung, die künf-
tig möglicherweise auch bei nur "drohender Gefahr" 
möglich sein soll, ist nach der Entwurfsbegründung 
die Regelung vorgesehen, um eine Dauerüberwa-
chung von besonders gefährlichen Personen ge-
währleisten zu können. Wir haben in der Strafpro-
zessordnung bereits die elektronische 
Aufenthaltsüberwachung, die sehr streng geregelt 
ist. Der jetzige Entwurf geht im Polizeirecht weit da-

rüber hinaus. Hier bestehen tatsächlich die Beden-
ken, die der Herr Dr. Löffelmann schon geäußert 
hat: Kann ich, darf ich damit die Maßnahmen unter-
laufen, die mir die Strafprozessordnung in Bezug auf 
einen bereits verurteilten und weiter überwachungs-
bedürftigen Straftäter zur Verfügung stellt, indem ich 
dann, wenn ich es über die StPO nicht schaffe, es 
über das Polizeirecht anordne? In der Strafprozess-
ordnung reicht es eben nicht aus, dass eine "dro-
hende Gefahr" ausgeht, sondern in der Strafpro-
zessordnung ist ganz klar geregelt, dass die zur 
Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für 
Leib oder Leben oder zur Verfolgung einer schweren 
Straftat gewonnenen Erkenntnisse verwendet wer-
den dürfen. Meines Erachtens hilft dann auch der 
Richtervorbehalt, der mit ins Gesetz gekommen ist, 
nicht weiter.

Zur Verwertung der erhobenen Daten: Nach dem 
Grundsatz in der Strafprozessordnung, dass die er-
hobenen Daten nur zu dem Zweck verwertet werden 
dürfen, zu dem sie erhoben wurden, erlaubt der 
§ 463a der Strafprozessordnung eine Verwertung 
der erhobenen Daten nur zur Feststellung, Ahndung 
oder zur Ergreifung von Maßnahmen wegen eines 
Verstoßes gegen die Gebots- und Verbotszonen, die 
ganz strikt nach der Strafprozessordnung festgelegt 
werden dürfen, oder wegen eines Verstoßes gegen 
die Weisung zur elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung. Nur unter ganz strengen, eng begrenzten 
Voraussetzungen dürfen die Daten weiterverwendet 
werden, eben zur Abwehr einer erheblichen gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder zur Verfol-
gung einer schweren Straftat.

Das passiert dann zunächst auch nur automatisiert; 
denn zur Einhaltung der Zweckbindung der Daten-
verwendung bestimmt § 463, dass die Verarbeitung 
der erhobenen Daten automatisiert zu erfolgen hat. 
Eine unbefugte Verwendung der Daten wird dadurch 
verhindert, dass die Überwachungsstellen der Län-
der auf die erhobenen Daten grundsätzlich nicht zu-
greifen können, sondern erst, wenn automatisch die 
Ereignismeldung generiert ist. Auf diese Weise ist 
bei den verurteilten Straftätern gewährleistet, dass 
eine Echtzeitüberwachung nur bei einer Ereignis-
meldung möglich ist. Mit dem Gesetzentwurf soll 
durch eine Änderung des PAG künftig zulässig sein, 
erhobene und gespeicherte Daten des Betroffenen 
über seinen Aufenthalt, soweit "dies zur Erfüllung 
des Überwachungszwecks erforderlich ist", zu 
einem Bewegungsbild zu verbinden. Im Übrigen ist 
nach dem Gesetzentwurf auch die sonstige Verwen-
dung der Daten durch Polizeidienststellen zu dem 
Zweck, zu dem sie erhoben wurden, sowie zur Ab-
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wehr einer "drohenden Gefahr" für erhebliche 
Rechtsgüter zulässig.

Diese Diskrepanz zwischen Strafprozessordnung, 
dem Umgang mit einem verurteilten Straftäter und 
einer Person, von der eine "drohende Gefahr" aus-
geht, die nicht einmal eine Straftat oder eine Ord-
nungswidrigkeit betreffen würde, sehen wir als so er-
heblich an, dass wir meinen, dass es nicht 
angeordnet werden kann. Bei einer elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung handelt es sich um einen 
massiven Eingriff in die persönliche Freiheit und das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, die 
deshalb nur angeordnet werden sollte, wenn jemand 
tatsächlich wegen einer Straftat rechtskräftig verur-
teilt ist oder zumindest einer Straftat hinreichend 
verdächtig ist und nicht nur eine Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung.

Was den Gewahrsam angeht, sieht es der Baye-
rische Richterverein in der aktuellen Verfassung als 
anerkennenswert an, dass die "drohende Gefahr" 
unmittelbar für den Gewahrsam nicht mehr aus-
reicht. Aber der Bayerische Richterverein sieht ein 
Problem darin – Herr Dr. Löffelmann hat das bereits 
angesprochen –, dass über die Nummern 4 und 5 
auch eine "drohende Gefahr" für einen Präventivge-
wahrsam ausreichen soll, nämlich, um andere Maß-
nahmen, denen im Fall der betroffenen Person nicht 
nachgekommen worden ist, durchsetzen zu können. 
Konventionsrechtlich, nach der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, 
kenne ich es so, dass der Präventivgewahrsam nur 
zur Verhinderung von Straftaten zulässig ist: dann, 
wenn die Straftat hinreichend bestimmt ist und der 
Betroffene sich unwillig gezeigt hat, sie zu unterlas-
sen.

Ein großes Problem in der Praxis kann und wird auf-
treten – darüber habe ich mich mit vielen Kollegen 
unterhalten –, wenn man tatsächlich zu dem Ergeb-
nis kommt, dass eine Gefahr so verdeutlicht ist, 
dass eine Person in Gewahrsam genommen werden 
soll, dass die Höchstfrist gemäß Artikel 20 Num-
mer 3 PAG von zwei Wochen gestrichen und aufge-
hoben werden soll und nunmehr durch eine Dreimo-
natsfrist ersetzt werden soll. Allerdings kann diese 
Dreimonatsfrist jeweils für drei weitere drei Monate 
verlängert werden. Im Endeffekt läuft es also doch 
wieder auf einen zeitlich unbegrenzten präventivpoli-
zeilichen Gewahrsam hinaus. Im Gesetzentwurf ist 
in der Begründung dafür insbesondere die Terrorge-
fahr genannt. Gerade bei der Terrorgefahr ergibt 
sich das Problem, dass die Person in Gewahrsam 
genommen wurde und ein Richter im Überprüfungs-
fall spätestens nach drei Monaten feststellen können 
soll, ob tatsächlich diese Gefahr nun beseitigt ist. 

Wie will ein Richter feststellen, dass eine Gefahr von 
einer Person, die radikalisiert ist, nun nicht mehr 
ausgeht? Wie will ein Richter feststellen, dass dann, 
wenn jemand mehrere Monate im Gefängnis in Prä-
ventivgewahrsam war und deshalb keine weiteren 
Taten unternehmen konnte, die Gefahr, die einmal 
festgestellt wurde, nun nicht mehr fortbesteht? Darin 
besteht ein großes Problem. Es wird auch schwierig, 
es über die Verhältnismäßigkeit zu begrenzen.

Im Strafrecht ist Haft unter ganz schwierigen Vor-
aussetzungen möglich. Wir brauchen nicht nur einen 
hinreichenden Tatverdacht für einen Haftbefehl; wir 
brauchen einen dringenden Tatverdacht für einen 
Haftbefehl. Wir haben Straftaten. Wir brauchen 
einen Fluchtgrund. Und es gibt in der StPO die Vor-
schriften, dass die Haft spätestens nach sechs Mo-
naten vom Oberlandesgericht überprüft wird. All 
diese Voraussetzungen sehe ich hier beim Präven-
tivgewahrsam nicht, sodass wir hier die Verfas-
sungsmäßigkeit nicht so ohne Weiteres sehen. Man 
wird es sicher verfassungsmäßig auslegen können 
und müssen. Nur: Der Richter soll’s dann richten. 
Der Gesetzentwurf gibt aber dem Richter sehr wenig 
Konkretes dafür an die Hand. Es gibt unbestimmte 
Formulierungen; die Eingriffsgrundlagen sind nicht 
klar; sodass ich mir hier für uns Richter einen Ge-
setzentwurf wünsche, bei dem wir wirklich wissen, 
was der Gesetzgeber will und wann er das will. – 
Danke.

SV Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer, 
München): Diese Anhörung ist insofern etwas Be-
sonderes, als sie von dem üblichen Schema, jeden-
falls soweit ich solche Anhörungen kenne, erheblich 
abweicht. Ich habe bisher solche Anhörungen erlebt, 
in denen die Praktiker – ich sage es mal so – für 
"draufschlagen" sind, und die Professoren kommen 
dann und machen alle möglichen Bedenken geltend. 
Hier ist es umgekehrt. Das ist merkwürdig, sollte 
Ihnen aber auch zu denken geben. Ich habe viel-
leicht insofern ein Alleinstellungsmerkmal, als ich 
beruflich mit einigen solchen Fällen zu tun hatte, wo 
etwas Ähnliches geschehen ist, was jetzt nach dem 
PAG geschehen soll. Ich beziehe mich auf diese be-
rühmten Aufenthaltsgebote, die ich in meinem Text 
"Verbannung" genannt habe. Das ist nämlich viel an-
schaulicher. Bei "Aufenthaltsgebote" versteht kein 
Mensch, was gemeint ist; aber bei "Verbannung" 
weiß es jeder. Ich habe in meinem Text versucht, 
Ihnen zu berichten, wie das in der Praxis läuft. Ich 
bin für die Anwaltskammer hier. Der Anwalt ist auf 
der Welt, um die Rechte des Bürgers in rechtsförmi-
gen Verfahren zu wahren. Das ist mein Blickwinkel. 
Ich bitte, das, was ich hier sage, so zu würdigen.
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Als Erstes fällt mir eine große Diskrepanz auf zwi-
schen der Argumentation, warum dieses Gesetz un-
bedingt nötig ist, und dem, was drin steht. Wir haben 
jetzt viele Beispiele und Gründe gehört, warum das 
Gesetz nötig ist. Es wird abgestellt auf Terrorismus, 
islamistischen Extremismus und auf den Fall hier in 
München mit dem Amokläufer. Man muss sich aber 
darüber klar sein – das gehört zur Ehrlichkeit –, dass 
das Gesetz viel weiter geht. Das Wort "Terrorismus" 
fällt in dem PAG-Entwurf überhaupt nicht. Es betrifft 
den ganz normalen Alltagsstörer. Der Herr Meier 
kann davon betroffen sein. Er muss deswegen kein 
Extremist oder Islamist sein. Dieser Aspekt ist wich-
tig, wenn man darüber redet.

Ich will mich auf zwei Punkte beschränken. Das eine 
sind die sogenannten Aufenthaltsgebote bzw. -ver-
bote. Ich sage "Verbannung", soweit es sich um Ge-
bote handelt. Da habe ich Ihnen in meinem Text eini-
ge Fälle referiert. Darin kann man etwas 
Besonderes erkennen, nämlich, dass sich auch die 
Experten jahrelang über einzelne Kriterien, die eine 
Gefährdung ausmachen, gestritten haben. Das 
heißt, da sind Leute verpflichtet worden, ihre Familie 
und ihren Beruf zu verlassen und irgendwo an der 
tschechischen Grenze Wohnsitz zu nehmen. Die Fa-
milien sind zerbrochen, der Beruf war natürlich weg. 
Die Gerichte und die Behörden haben sich sieben 
Jahre lang gestritten, ob diese Person nun für eine 
terroristische, islamistische oder terroraffine Vereini-
gung tätig ist oder nicht. Auch das war alles unklar. 
Es gab Gutachten über Gutachten des Verfassungs-
schutzes und aller möglichen Sicherheitsbehörden. 
Am Ende hat das Bundesverwaltungsgericht gesagt: 
Nein, es handelt sich zwar um eine islamistische 
Vereinigung, der diese Person angehört oder ihr zu-
gearbeitet hat, aber sie war eigentlich friedlich. – Da 
hat man sich mit den einzelnen Praktiken dieses 
Vereins beschäftigen müssen. Man hat gefragt: Was 
machen Sie? Welche religiösen Prinzipien haben 
Sie? Wie üben Sie diese aus? Wie spielt sich das 
ab, was wir Gottesdienst nennen würden? Das ging 
tief in die religiösen Riten dieses Klubs hinein. Am 
Ende hat man nach sieben Jahren gesagt: Nein, das 
ist ein harmloser Klub. – Das zeigt, wie schwammig 
die anscheinend so klaren Kriterien sind, mit denen 
wir es hier zu tun haben. Das war eine Vorschrift, die 
es auch jetzt noch im Aufenthaltsgesetz gibt. Diese 
ist ganz ähnlich aufgebaut wie das, was Sie hier ma-
chen wollen. Bedenken Sie das.

Es ist über den Richtervorbehalt in Artikel 16 bei der 
Aufenthaltsbestimmung gesprochen worden. Ich bin 
der Meinung, dass das sein muss, weil es den Arti-
kel 17 gibt. Der Artikel 17 setzt, wenn eine Person 
die Aufenthaltsbestimmung verletzt, als Ungehor-

samsfolge fest, dass diese Person in Gewahrsam 
genommen werden kann. Dann ist zwar ein Richter 
tätig, aber dieser prüft aufgrund des Gesetzestextes 
nur, ob der Mann oder die Frau ungehorsam gewe-
sen ist oder nicht. Er prüft nicht mehr, ob das recht-
mäßig war. Das heißt, die Polizei setzt durch ihre 
Gebote und Verbote in Artikel 16 eigenverantwortlich 
die Voraussetzung dafür, dass der Richter später bei 
Verletzung dieser Auflagen Haft anordnet. Das ist 
meiner Ansicht nach nicht zumutbar. Das ist nicht in 
Ordnung, weil es die Entscheidung über eine Frei-
heitsentziehung – darum geht es letztlich in Arti-
kel 17 unstrittig – letztlich vom Richter wegnimmt 
und auf die Polizei verlagert. Die Problematik, dass 
auch eine Freiheitsbeschränkung, wie sie zum Bei-
spiel eine solche Verbannung darstellt, eine Frei-
heitsentziehung sein kann, ist schon 1996 vom 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ab-
gehandelt worden. Der Kollege Löffelmann hat das 
in seiner Stellungnahme erwähnt. Da müssen, wenn 
es sehr eng ist, bestimmte formale Garantien einge-
baut sein. Ansonsten verstößt das gegen die Men-
schenrechte. Diese formalen Garantien fehlen hier.

Wenn man darüber redet, muss man sich immer vor 
Augen führen, dass es sich hier um Menschen han-
delt, denen keine strafbare Tat zur Last gelegt wird. 
Diese Menschen können eine völlig weiße Weste 
haben. Trotzdem sollen sie womöglich auf unbe-
stimmte Zeit – wir haben es ja gehört – eingesperrt 
werden. Es geht nur um eine Gefahr, nicht um greif-
bare Dinge. Das Problem ist auch hier, dass die aus 
meiner Sicht konkrete Gefahr besteht, dass man auf 
Gesinnung abstellt, weil man nichts Greifbares hat. 
Man weiß, dass der Mensch irgendeinem Klub an-
gehört und dass der Klub irgendwelche fanatische 
religiöse Theorien verfolgt. Das ist letztlich Gesin-
nung, zum Beispiel Religionsausübung. Daraus wer-
den dann bestimmte sehr einschneidende Folgerun-
gen abgeleitet, nämlich dass der Betreffende auf 
unbestimmte Zeit in Haft kommt. Das kann von den 
Sicherheitsorganen mal so und mal so gewertet wer-
den. In diesem Zusammenhang wird immer gesagt, 
wir müssten verhindern, dass zum Beispiel Leute 
zum Training nach Syrien fahren, dann zurückkom-
men und eine Gefahr darstellen. Das ist alles in Ord-
nung, aber das ist geregelt. Es gibt eine neue Vor-
schrift im Strafgesetzbuch, den § 89a. Dort wird 
genau das unter Strafe gestellt. Wenn dieser 
Mensch zurückkommt, und das ist bekannt, wird er 
auf der Stelle festgenommen und in Untersuchungs-
haft genommen. Es gibt die Vorschrift zur Vorberei-
tung von Straftaten, die eine Vorbereitung von Straf-
taten noch vor der Versuchsphase bestraft. Das 
heißt, das Strafrecht hat sich modernisiert und die-
sen modernen Bedrohungen angepasst. Wenn man 
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zusätzlich noch etwas machen will, kommt man in 
den Bereich des Unwägbaren, des Unbestimmten, 
der Gesinnung, der Religionsausübung und ähnli-
cher Dinge. Da wäre ich sehr vorsichtig.

Ich habe einen weiteren Punkt. In einem Rechts-
staat muss die rote Linie für den Bürger klar sein. Er 
muss wissen: Wenn ich diese Linie überschreite, 
dann laufe ich Gefahr, dass ich zum Beispiel einge-
sperrt werde. Diese rote Linie gibt es hier nicht. 
Diese rote Linie ist nicht definiert. Das kann der Ver-
fassungsschutz so sehen, die Polizeibehörde so, 
und der Bürger sieht es anders. Es gibt keinen klar 
umrissenen Tatbestand. Das gilt genauso für die 
Strafe oder in diesem Fall für die Haft. In einem 
Rechtsstaat muss der Bürger wissen: Wenn ich 
etwas tue, laufe ich Gefahr, mindestens so und so 
lange und höchstens so und so lange eingesperrt zu 
werden. Auch das fehlt hier. Der Bürger weiß es 
nicht. Das können 14 Tage sein, das können drei 
Monate sein, das können auch zwei Jahre sein. Das 
ist in einem Rechtsstaat unzumutbar.

Ich komme zu einem weiteren Punkt. Darauf hat die 
Kollegin aus der Richterschaft ganz zutreffend hin-
gewiesen, weil wir wissen, wie so etwas in der Ver-
handlung läuft. Da wird ein Delinquent vorgeführt. 
Der Richter sagt: Sie sollen gefährlich sein, ich habe 
hier ein Gutachten. Sperrt ihn ein. – Nach drei Mo-
naten wird er wieder vorgeführt. Dann sagt der Rich-
ter: Sie sind immer noch gefährlich. – Was soll denn 
der Delinquent machen? Wie stellt man sich vor, 
dass er seine Ungefährlichkeit unter Beweis stellt? 
Das ist unmöglich. Dazu kommt ein weiterer gravier-
ender Nachteil. Jeder Verdächtige, der in Haft 
kommt, bekommt in dem Moment, in dem der Haft-
befehl gegen ihn ergeht, einen Pflichtverteidiger. 
Dieser kann sich darum kümmern, dass wenigstens 
das, was an Beweisen beschafft werden kann, be-
schafft wird und dem Richter bei der Haftprüfung 
vorgelegt wird. Nichts davon steht in Ihrem Gesetz. 
Das heißt, der Mensch sitzt alleingelassen in Haft 
und muss zusehen, wie er den Richter aufgrund sei-
ner blauen oder in diesem Fall wahrscheinlich über-
wiegend braunen Augen überzeugt, dass er eigent-
lich ein unschuldiger, harmloser Kerl ist. Sie bringen 
den Bürger in eine aussichtslose Lage. Das ist ein 
Punkt, der meiner Ansicht nach ins Auge springt. Ich 
kann unter diesem Gesichtspunkt nur davor warnen, 
so etwas Gesetz werden zu lassen. Falls es doch 
Gesetz wird, hoffe ich, dass es Ihnen irgendwann 
um die Ohren fliegt.

SV Prof. Dr. Kyrill-Alexander Schwarz (Julius-Ma-
ximilians-Universität Würzburg): Es ist schwer, sich 
als Letzter zu positionieren, nachdem man schon 
viel gehört hat. Aber das, was ich gerade miterlebt 

und mitgehört habe, gibt mir vielleicht die Gelegen-
heit, eine gewisse Gegenposition aufzubauen. Man 
hat ein bisschen den Eindruck, die Vorwürfe, die hier 
dem Gesetzgeber gemacht werden, lauteten, er 
habe sich ungefähr Kafkas Prozess als Leitmotiv ge-
nommen. Deswegen könne man als Bürger über-
haupt nicht mehr wissen, was auf einen zukommt.

Die ersten publizistischen Stellungnahmen in den 
Medien zu dem hier vorgelegten Gesetzentwurf, da-
mals noch zum Regierungsentwurf, lauteten: Ab 
jetzt ist Guantánamo in Bayern möglich. – Ich möch-
te zeigen, dass das mitnichten der Fall ist. Dieses 
Bild sollte man dringend korrigieren, dass der Staat 
nichts anderes machen würde, als Unschuldige ver-
folgen zu wollen. Ich möchte vor diesem Hintergrund 
zunächst relativ kurz einige allgemeine Aussagen 
treffen und mich dann auf drei Punkte konzentrieren, 
nämlich auf die Problematik des Begriffs der "droh-
enden Gefahr", zum Thema "Elektronische Aufent-
haltsüberwachung" und hier insbesondere zu der 
Frage, ob die Möglichkeit der Anordnung einer EAÜ 
tatsächlich eine Gefahr für die Menschenwürde dar-
stellen würde, sowie letzten Endes auf die Frage 
des Gewahrsams und ob dabei nicht die Gefahr be-
steht, es mit einer Art Gesinnungsgewahrsam zu tun 
zu haben, wo nicht mehr in irgendeiner Weise an 
bestimmte Gegebenheiten, sondern nur noch an in-
nere Überzeugungen angeknüpft wird.

Ich bin in der Tat der Auffassung, dass wir es mit 
einem aktuellen, mutigen Gesetzentwurf zu tun 
haben. Ich habe vor einigen Wochen – Kollege 
Möstl war auch dabei – in Berlin im Rahmen der An-
hörung zur Novelle zum BKA-Gesetz gesagt, es 
handle sich um einen Akt experimenteller Gesetzge-
bung. Ich glaube, das trifft hier noch viel mehr zu; 
denn Sie haben hier als Gesetzgeber den Weg ge-
wählt, dass Sie die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht etwa sklavisch 1 : 1 in einem Akt 
von bloßem Vollzugsgehorsam umgesetzt haben, 
sondern Sie sind tatsächlich innovativ weitergegan-
gen und haben hier die Möglichkeit, die das Bundes-
verfassungsgericht aufgezeigt hat, genutzt und um-
gesetzt und haben das aus dem engen Bereich, den 
das Bundesverfassungsgericht im BKA-Urteil ge-
setzt hat, losgelöst und damit neue begriffliche und 
dogmatische Klarheiten im Polizeirecht geschaffen. 
Ich glaube, das entspricht der Tatsache, dass Bay-
ern ein selbstbewusstes Mitglied einer föderalen Fa-
milie ist und hier Vorreiter für eine Präzisierung im 
Polizeirecht sein kann. Vor diesem Hintergrund ist 
das, was wir in der jetzigen Regelung zur Drohnen-
gefahr haben, zum einen die Übernahme dessen, 
was wir schon in der Vergangenheit immer dogma-
tisch herausgearbeitet hatten, nämlich die Möglich-
keit, Gefahrerforschungseingriffe zu treffen, bei 
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denen man sich vorher immer überlegt hat, wie man 
diese unter Umständen anders normativ abstützen 
könnte. Hier haben wir jetzt eine ausdrückliche Re-
gelung.

Auch auf den nächsten Punkt ist hingewiesen wor-
den. Es geht um die Frage, ob jenseits der Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts tatsächlich Ein-
griffe in Kausalverläufe möglich sind oder ob es nur 
die Gefahrerforschungseingriffe sind. Auch hier hat 
Kollege Möstl völlig zu Recht gesagt: Das ist recht-
fertigungsbedürftig, aber das ist im Einzelfall auch 
rechtfertigungsfähig, wenn man nicht bis zum Um-
schlagen in die konkrete Gefahrensituation warten 
möchte. Natürlich liegt genau darin das Problem. 
Aber auch da kann man argumentieren, dass es um 
eine Fortentwicklung und Arrondierung des her-
kömmlichen polizeilichen Instrumentariums geht. Wir 
haben es mit Prognoseentscheidungen zu tun. Wir 
haben es mit Unsicherheitsfaktoren zu tun. Aber je 
häufiger wir die Situation haben, dass die Person, 
die wir in den Blick zu nehmen versuchen, sich viel-
leicht immer weiter von den herkömmlichen Verhal-
tensweisen entfernt, desto mehr muss man überle-
gen, ob man die Person im Nebel des Diffusen lässt 
oder ob man trotzdem mit den Mitteln des Polizei-
rechts versucht, der Gefahren noch Herr werden zu 
können.

Zu der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung und 
den heute im Raum bereits benannten Gefahren für 
die Menschenwürde möchte ich mich relativ kurz 
fassen. Die Elektronische Aufenthaltsüberwachung 
ist kein Sammelinstrument zur Gewinnung von Infor-
mationen. Das, was der Gesetzgeber ermöglicht hat, 
nämlich unter bestimmten Voraussetzungen die 
Schaffung und Aufzeichnung eines Bewegungspro-
fils, ist immer noch deutlich weniger als das, was 
man beispielsweise durch eine langanhaltende Ob-
servation an Informationen gewinnen könnte; denn 
dabei gewinne ich viel mehr Informationen darüber, 
mit wem der Betreffende in Kontakt ist, nicht nur be-
züglich der Frage, wo er sich aufhält. Wenn die Ob-
servation zum Teil mit weiteren Überwachungsme-
thoden kombiniert wird, kann ich mit 
Lichtbildüberwachung, Videoüberwachung und Ähn-
lichem viel mehr Informationen über jemanden ge-
winnen und kann damit tatsächlich ein Persönlich-
keitsbild zeichnen. Aber das bloße Bewegungsprofil 
als solches bringt deutlich weniger als das, was bei-
spielsweise in der fachlichen Diskussion über die 
Vorratsdatenspeicherung thematisiert wurde. Hier 
geht es tatsächlich um das Speichern von Aufent-
haltsorten, an denen sich eine Person aufgehalten 
hat. Das ist ein deutlich geringfügigerer Eingriff. Ich 

halte es für sehr fragwürdig, ob man gegen diesen 
Eingriff die Menschenwürde ins Feld führen sollte.

Der letzte Punkt betrifft die Frage des Gewahrsams 
und die Voraussetzungen des Gewahrsams. Ich 
glaube, es ist eine vollständige Verkennung der ge-
setzgeberischen Intention, jemanden, der nur, um 
bei dem Beispiel zu bleiben, Mitglied eines religiö-
sen Vereines ist, unter Hinweis auf den religiösen 
Verein in Gewahrsam nehmen zu wollen. Artikel 17 
enthält klare gesetzgeberische Kautelen, die den 
Anforderungen an die Grundsätze der Normenklar-
heit und Normenbestimmtheit hinreichend gerecht 
werden. Schauen wir uns nur die neuen Num-
mern 3, 4 und 5 an. Dort geht es letzten Endes 
darum, dass dies zur Abwehr einer Gefahr erforder-
lich ist. Das stellt also mitnichten in irgendeiner 
Weise nur auf die Gesinnung ab. Darüber hinaus 
geht es darum, dass Maßnahmen nach Artikel 16 
durchgesetzt werden sollen oder darum, dass sich 
der Betreffende nicht als rechtsgehorsam erwiesen 
hat und er einer Anordnung nach Artikel 32a nicht 
Folge geleistet hat. Bei dem Hinweis darauf, dass 
eine solche präventive Ingewahrsamnahme viel-
leicht gar nicht erforderlich ist, weil wir beispielswei-
se den Straftatbestand des § 89a des Strafgesetz-
buches haben, stellt sich die Frage, ob man 
zuwarten soll, bis der Betreffende erst ins Ausland 
gegangen und dann zurückgekommen ist, oder ob 
man bei Vorliegen bestimmter Anhaltspunkte, die ich 
in jedem Fall brauche, handeln soll. Nicht jeder, der 
ein Flugticket nach Syrien löst, ist deswegen bereits 
gefährdet, dass er hier nach Artikel 17 in Gewahr-
sam genommen werden kann, sondern es muss 
weitere Informationen geben. Aber wenn ich diese 
habe, kann ich nicht nur mit den repressiven Mitteln 
des Strafrechts reagieren, sondern dann muss ich 
mit den präventiven Mitteln des Polizeirechts im Vor-
feld agieren können.

Ich will hier einen letzten Punkt zum Ausdruck brin-
gen. Der Gesetzgeber hat abgestufte Instrumentari-
en im Sinne von prozeduralen Kautelen geschaffen, 
was beispielsweise für die Anordnung bestimmter 
Maßnahmen erforderlich ist. Diese Anordnungen un-
terliegen natürlich alle der strikten Bindung an den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Das heißt, wir 
haben hier ein extremes Vertrauen des Gesetzge-
bers in die handelnden und verantwortlichen Perso-
nen, die hier bei strikter Wahrung des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes die gesetzlichen Regelungen in 
durchaus verfassungskonformer Weise umsetzen 
können.
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Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Das 
war die Eingangsrunde. Wir würden jetzt in die Dis-
kussion einsteigen.

Abg. Katharina Schulze (GRÜNE): Ich glaube, es 
ist sehr wichtig und gut, dass wir heute diese Anhö-
rung durchführen; denn dieser noch sehr junge Ge-
setzentwurf der CSU-Regierung hat schon einiges 
hinter sich. Er kam erst in die Verbandsanhörung. 
Dabei kam von sehr vielen Seiten sehr deutliche Kri-
tik. Dann wurde ein bisschen nachgebessert. Aber 
trotzdem hat man heute viele Mängel deutlich aufge-
zeigt bekommen. Das finde ich gut, weil es für uns 
als Innenausschuss wichtig ist, anhand dieser Anre-
gungen und Maßnahmen weiterhin darüber zu dis-
kutieren. Wir GRÜNE sehen diesen Gesetzentwurf 
auch nach der Expertenanhörung weiterhin sehr kri-
tisch, zum einen unter verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten, zum anderen aber auch unter polizei-
praktischen Gesichtspunkten. Ich möchte kurz 
skizzieren, wo wir noch große Bauchschmerzen 
haben. Dann habe ich noch ein paar Fragen.

Eines der Hauptprobleme ist die Diskrepanz, mit der 
dieser Gesetzentwurf eingeführt wird nach dem 
Motto "Damit schützen wir die Bevölkerung vor Ter-
ror und machen die aktive Terrorismusbekämpfung 
besser". Wenn man dann den Wortlaut und die Um-
setzung dieses Gesetzentwurfs anschaut, sieht 
man, dass alle diese polizeilichen Aktionen jenseits 
einer Terrorismusbekämpfung auch gegen Bürgerin-
nen und Bürger gerichtet werden können. Da sage 
ich: Ja, natürlich müssen wir Terrorismus und terro-
ristische Bestrebungen bekämpfen. Ich glaube, dass 
es aber viel zielführender wäre, die Sicherheitsbe-
hörden gut auszustatten, Gefährder engmaschig zu 
überwachen, einen besseren Informationsaustausch 
durchzusetzen und vor allem eine zielgerichtete Ge-
fahrenabwehr vorzunehmen.

Ich habe zu diesem Gesetzentwurf drei Hauptpunk-
te, die ich sehr kritisch sehe. Der eine Punkt ist das 
Thema der "drohenden Gefahr". Dadurch wird ein 
neuer Polizeibegriff eingeführt. Dadurch werden die 
polizeilichen Befugnisse im so genannten Gefahren-
vorfeld weiter ausgedehnt. Herr Löffelmann hat in 
seiner Stellungnahme sehr passend von einer "Ver-
nachrichtendienstlichung" der Polizei geschrieben. 
Die Kompetenzen der Polizei im Gefahrenvorfeld 
werden so ausgeweitet. Da muss man sich auch 
verfassungsrechtlich sehr gut überlegen, ob man da 
mitgehen kann und will. Ich finde auch, dass dieser 
Begriff noch sehr unklar ist, vor allem dahingehend, 
wie man ihn rechtstaatlich sauber anwenden kann. 
Der Bund Deutscher Kriminalbeamter hat dazu in 
seiner Stellungnahme in der Verbandsanhörung 
sehr passend formuliert, man könne gespannt sein, 

wie das in den ersten Gerichtsurteilen gefasst und 
ausgelegt wird.

Der andere große Kritikpunkt, der mir auch durch die 
Expertenanhörung noch nicht klarer geworden ist, 
betrifft die elektronische Fußfessel. Alle Praktikerin-
nen und Praktiker, mit denen ich gesprochen habe, 
und selbst die CSU-Staatsregierung haben auf 
meine Anfrage hin geantwortet, dass eine elektroni-
sche Fußfessel einen bis zum Letzten überzeugten 
terroristischen Selbstmordattentäter nicht davon ab-
halten würde, seine schlimme Tat durchzuführen. Da 
muss ich dem Herrn Prof. Schwarz kurz widerspre-
chen. Sie sagen, eine Fußfessel sei doch weniger 
wild, weil ich nur weiß, wo die Person ist, aber nicht 
weiß, was sie redet oder mit wem sie sich trifft. Das 
würde ich umdrehen. Wenn ich eine Sicherheitsbe-
hörde wäre, einen Gefährder habe und wissen 
möchte, was er oder sie tut, und wissen möchte, mit 
wem er oder sie sich trifft und worüber sie reden, will 
ich nicht nur wissen, wo sich die Person eventuell 
aufhält. Dieses Argument leuchtet mir nicht ganz 
ein, ganz abgesehen davon, dass ich es, wenn ich 
jemanden heimlich observieren möchte, nicht für 
zielführend halte, ihm zu sagen, dass man ihn im 
Blick hat. Die elektronische Fußfessel könnte nach 
diesem Gesetzentwurf Menschen umgelegt werden, 
die am Ende vielleicht doch kein strafwürdiges Ver-
halten verwirklichen würden. Trotzdem kann von 
diesen dann ein Bewegungsbild erstellt werden. Das 
ist höchstproblematisch, wie Prof. Petri in seiner 
Stellungnahme schon formuliert hat.

Ich komme zum letzten Punkt. Dazu fand ich die 
Ausführungen von Frau Stockinger zum Thema Prä-
ventivgewahrsam sehr erhellend. Wir dürfen nicht 
vergessen: Da werden Menschen, die bisher noch 
nichts gemacht haben, in Präventivgewahrsam ge-
nommen. Das ist ein massiver Grundrechtseingriff. 
Auch wenn Sie das im Vergleich zu dem allerersten 
Entwurf dahingehend ein bisschen verbessert 
haben, dass es nicht mehr auf unbegrenzte Zeit 
geht, sondern immer auf drei Monate, kann man 
trotzdem immer wieder um drei Monate verlängern, 
mit allen praktischen Problemen, die Frau Stockin-
ger und Herr Wächtler angesprochen haben. Der 
Richter oder die Richterin hat die Entscheidung zu 
fällen, ob diese Person noch gefährlich ist.

Das waren in aller Kürze die Punkte, bei denen ich 
finde, dass der Gesetzentwurf nicht klar und eindeu-
tig ist und nicht zur besseren Terrorismusabwehr ge-
eignet ist. Jetzt habe ich noch drei Fragen. – Die 
erste Frage hat Herr Wächtler formuliert. Mich würde 
interessieren, wie das die anderen Expertinnen und 
Experten sehen. Im BKA-Gesetz steht, dass ein 
Richter zum Beispiel ein Kontaktgebot oder Kontakt-
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verbot anordnen muss. In diesem Gesetzentwurf 
kann das die Polizei alleine machen. Die Polizei 
kann demnach auch allein die Verlängerung aus-
sprechen. Ist das überhaupt rechtlich zulässig? Wie 
stehen die anderen dazu?

Der nächste Punkt, der mich interessieren würde, 
betrifft die Quellen-TKÜ. Laut Artikel 34a Absatz 1a 
sollte Quellen-TKÜ nur dann erlaubt sein, wenn 
durch technische Maßnahmen sichergestellt ist, 
dass ausschließlich laufende Telekommunikation 
überwacht und aufgezeichnet wird. Dazu hat Herr 
Petri gesagt, dass das gut ist. Das wurde schon mal 
ein bisschen konkretisiert. – Aber ich stelle mir die 
Frage, ob eine solche Beschränkung technisch 
überhaupt möglich ist und ob ein solcher aufgespiel-
ter Trojaner nicht die totale Überwachung erst mög-
lich macht. Ich würde mir als Sicherheitsbehörde 
vorstellen, um welche Kommunikationsmaßnahmen 
es sich dabei handeln könnte, wenn ich wissen 
möchte, ob jemand etwas plant. Außerdem kann es 
sein, dass diese Kommunikation immer leicht zeit-
versetzt erfolgt, wenn nicht klassischerweise telefo-
niert wird, sondern vielleicht Nachrichten verschickt 
oder Datenpakete übermittelt werden. Ist das dann 
noch laufende Kommunikation? Das ist vielleicht 
eine Frage für den Herrn Petri. Ich finde, das ist 
nicht klar genug gefasst.

Ich habe noch eine Frage an Prof. Schmidbauer. 
Mich würde ihre praktische Erfahrung in Sachen 
elektronische Fußfessel interessieren. Wie schätzen 
Sie es als polizeitaktische Maßnahme ein, einem 
Gefährder, von dem man wissen möchte, was er ei-
gentlich macht, eine Fußfessel anzuziehen? Eine 
weitere Frage diesbezüglich: Ist der Polizeiaufwand 
dafür nicht fast genauso hoch? Nehmen wir dafür 
ein Beispiel: Diese Person trägt in München oder 
einer anderen großen Stadt eine elektronische Fuß-
fessel. Dann geht diese Person zum Sendlinger Tor 
zum Einkaufen. Dort sind immer Menschenmassen. 
Inwiefern muss dann die Polizei trotzdem in irgend-
einer Form dieser Person mit der Fußfessel hinter-
herrennen, weil er oder sie sich ständig dorthin be-
wegen könnte, wo etwas Schlimmes passieren 
könnte? Nochmal klarer formuliert: Brauchen Sie die 
elektronische Fußfessel für Gefährder für ihre poli-
zeiliche Arbeit oder wäre eine bessere Sach- und 
Personalausstattung bei der Polizei für eine engma-
schige Überwachung zielführender?

Abg. Franz Schindler (SPD): Ich glaube, wir brau-
chen hier nicht darüber räsonieren, ob man terroristi-
sche Gefahren oder Gefahren des Islamismus mit 
allen einem Rechtsstaat zu Gebote stehenden Mit-
teln abwehren muss. Das ist unstrittig. Das wollen 

alle. Folgende Frage stellt sich: Was sind die geeig-
neten Mittel, und welche Mittel kann der Rechtsstaat 
auf der Basis unserer Bayerischen Verfassung und 
des Grundgesetzes verwenden oder nicht verwen-
den? Das ist nicht die erste Anhörung, die ich in die-
sem Haus miterlebe. Ich kann mich an Anhörungen 
erinnern, in denen es vor mittlerweile 20 Jahren um 
die Einführung von Wohnraumüberwachung und Te-
lekommunikationsüberwachung bei Polizei und Ver-
fassungsschutz gegangen ist und zuletzt um die 
Ausweitung der Befugnisse des Verfassungsschut-
zes in Bayern bis hin zum Abgriff von auf Vorrat ge-
speicherten Daten. Ich kann mich an viele andere 
Anhörungen erinnern, die immer das gleiche Thema 
behandelten.

Heute haben wir eine Anhörung zu einem kleinen 
Gesetzentwurf, in dessen Einführungen es aus-
drücklich heißt: Wir bereiten eine große Novelle des 
PAG vor. Jetzt machen wir eigentlich nur das, was 
zur Terrorismusabwehr dringend erforderlich ist. – 
Aber wenn man genau hinschaut, geht es nicht um 
Terrorismusabwehr. Das heißt, nebenbei geht es 
auch darum, aber es trifft auch alle anderen, bei 
denen man vermutet, dass sie in irgendeiner Weise 
"bedeutende" Rechtsgüter konkret, abstrakt oder 
drohend gefährden. Weil das so ist, vermisse ich 
eine Gesamtschau darüber, was dieser heutige Ge-
setzentwurf mit all den anderen Maßnahmen, die in 
den letzten Jahren schon beschlossen worden sind, 
bewirkt hat und was das aus diesem Rechtsstaat 
gemacht hat. Ich bin nicht sonderlich ängstlich. 
Gleichwohl ist mir dabei unwohl, dass das hier als 
maßvolle Arrondierung uralter Polizeirechtsdogmatik 
bezeichnet wird. Früher hätte man "konkrete Gefahr" 
gesagt. Jetzt sagen wir "drohende Gefahr". Irgend-
wie ist mir nicht ganz wohl, wenn man es nicht nur 
bei diesen Begrifflichkeiten belässt, sondern daran 
auch repressive Möglichkeiten anschließt, wie zum 
Beispiel das, was Kollege Wächtler als "Verban-
nung" bezeichnet hat. Ich meine, da wäre es erfor-
derlich, eine Gesamtschau vorzunehmen. Da kann 
man sich meines Erachtens nicht damit begnügen 
zu sagen, dass sei eine maßvolle Arrondierung und 
experimentelle Gesetzgebung. Man schreibt nicht 
ab, was das Bundesverfassungsgericht in einem 
ganz anderen Zusammenhang vorgegeben hat, 
sondern entwickelt daraus eine neue Dogmatik. Die 
Frage richtet sich eigentlich an Herrn Dr. Löffelmann 
und an Herrn Wächtler und lautet, ob sie auch An-
zeichen dafür sehen, dass wir es eben nicht mit 
einer maßvollen Arrondierung zu tun haben, son-
dern mit einer ganz expansiven Ausweitung polizei-
rechtlicher Befugnisse, die wir vor 10 oder 15 Jahren 
alle noch abgelehnt hätten. Jetzt sind sie da und 
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werden als maßvoll bezeichnet. Teilen Sie diese Ein-
schätzung, oder liege ich da völlig daneben?

Abg. Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Ich 
möchte die Frage, die der Kollege Schinder gerade 
gestellt hat, ausweiten und auch an die Kollegen 
Lindner, Möstl und Schwarz richten. Ich möchte 
gerne, dass auch sie dazu Stellung nehmen, vor 
allem zu dem, was Rechtsanwalt Wächtler im Ver-
gleich zur Untersuchungshaft vorgetragen hat. Das 
ist ein schwerwiegendes Instrument; denn es ist 
Freiheitsentziehung. Das ist fast wie eine Gefängnis-
strafe, wenn ich drei Monate oder länger eingesperrt 
werde. Da sollten bestimmte rechtsstaatliche Absi-
cherungen vorliegen. Dazu hätte ich gerne konkret 
eine Stellungnahme von den drei Professorenkolle-
gen zu den Aussagen vom Kollegen Wächtler. Dann 
hätte ich noch eine Frage an Herrn Petri. Es geht 
um die Kontaktverbote und Kontaktgebote. Sie 
haben in Ihrer Stellungnahme dazu geschrieben, 
dass Sie das zwar grundsätzlich nicht angreifen, 
aber grundrechtssichere Verfahrensvorschriften 
haben möchten. Könnten Sie dazu noch etwas 
sagen?

Abg. Claudia Stamm (fraktionslos): Anknüpfend an 
die Worte des Kollegen Schindler, der eine Gesamt-
schau gefordert hat, möchte ich an die Prämissen 
anknüpfen, die bei verschiedenen Stellungnahmen 
enthalten sind, wonach der Terrorismus zugenom-
men habe und die Zahl der Toten durch Terrorismus 
zugenommen habe. Was ich an Zahlen sowohl von 
der Universität von Maryland als auch aus einem 
Gespräch mit dem Landespolizeipräsidenten kenne, 
zeigt das genaue Gegenteil, dass nämlich die Si-
cherheitslage nach unten geht, aber das Gefühl, 
also eine wachsende Angst, da ist. Dazu gibt es ver-
schiedene Datenlagen und Fakten. Deswegen 
würde mich interessieren, wie Sie überhaupt auf 
diese Prämisse kommen und an welche Fakten Sie 
also anknüpfen. Ich glaube, wir sind uns hier im 
Raum alle einig, was das Gefühlte ist. Es ist auch 
klar, dass es immer schwierig ist, Gewalttaten zu re-
lativieren. Aber die Fakten und Zahlen sprechen 
eine ganz andere Sprache. Wir haben von 
Prof. Schwarz mehrfach gehört, dass die Verhältnis-
mäßigkeit unsere Richtschnur sein muss. Da frage 
ich mich, wo die Verhältnismäßigkeit ist, wenn ich 
nicht mal mit den Voraussetzungen einverstanden 
sein kann, die Sie benannt haben.

Dann möchte ich an den von Rechtsanwalt Wächtler 
geschilderten Fall anknüpfen. Da ist jemand, der als 
Gefährder benannt wird und in eine ländliche Re-
gion verbannt wird. Wie sollen wir uns das vorstel-
len? Werden dann die ländlichen Regionen massen-
haft mit Menschen besiedelt, die in Präventivhaft 

genommen werden,? Da wäre meine Frage an den 
Richterverein, ob es überhaupt einen anderen Prü-
fungshorizont gäbe und welchen Stellenwert dabei 
das Vorbringen des Gefährders hätte.

Außerdem hätte ich gerne ein Beispiel für die "dro-
hende Gefahr" benannt, nicht eine vollendete Tat 
außerhalb des terroristischen Bereichs. In der Ers-
ten Lesung ist der Amoklauf genannt worden. Das 
ist genau das falsche Beispiel. Da war keinerlei An-
lass, aufgrund einer "drohenden Gefahr" einzugrei-
fen. Daher frage ich die Staatsregierung, welches 
Beispiel einer "drohenden Gefahr" es gibt, das die-
sen Änderungsgesetzentwurf rechtfertigt.

In dem Gesetzentwurf ist der Aspekt mit enthalten, 
sexuelle Straftaten zu verhindern. Da hätte ich auch 
gern einen konstruierten Fall, wo dies überhaupt der 
Fall sein könnte. Bevor man mir ein Beispiel nennt, 
möchte ich vorweg nehmen, dass eine Verabredung 
über Facebook, sexuelle Straftaten zu begehen, 
keine "drohende Gefahr" ist, sondern ein konkreter 
Hinweis. Ich glaube, dieses Beispiel ist hinfällig. 
Daher hätte ich gern einen Fall konstruiert.

Das ist eine massive Ausweitung der Polizeibefug-
nisse. Dr. Löffelmann hat von einer "omnipotenten 
Polizei" gesprochen, weil sie ihre Rechte, die nicht 
genuin Polizeirechte sind, in verschiedenen Berei-
chen ausweite. Das ist eine massive Ausweitung der 
Polizeirechte zu Ungunsten der Judikative, also 
auch eine Verschiebung der Gewaltenteilung. Dazu 
möchte ich ernsthaft die Frage diskutieren, wenn 
auch wahrscheinlich nicht heute im Rahmen der An-
hörung, ob wir eine solche Verschiebung der Gewal-
tenteilung in unserer Demokratie wollen können.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Ich 
würde gerne auf den für mich zentralen Punkt einge-
hen, nämlich den Begriff der "drohenden Gefahr", 
dieses dogmatische Neuland, wie das immer ge-
nannt wird. Der erste Punkt betrifft die Frage, ob das 
tatsächlich so dogmatisch neu ist, wie getan wird. 
Mein Eindruck ist, dass wir immer von der "konkre-
ten Gefahr" und von der "abstrakten Gefahr" spre-
chen und dass sich der Begriff der "konkreten Ge-
fahr" in der Polizeirechtsdogmatik der letzten 
Jahrzehnte immer stärker verengt hat, und zwar auf 
eine Gefahr, die schon realisiert ist. Ich meine damit 
den Aspekt des "Das Kind ist schon in den Brunnen 
gefallen", also eine Verengung, die in dem Begriff 
der "konkreten Gefahr" eigentlich nicht enthalten ist. 
Man könnte es nämlich wahrscheinlich so verste-
hen, dass auch eine "drohende Gefahr" bereits die 
Schwelle von der "abstrakten" in Richtung der "kon-
kreten Gefahr" überschritten hat, weil ich – so ist 
das Gesetz formuliert – bestimmte konkrete Anknüp-
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fungspunkte habe, von denen aus ich das Drohen 
der Gefahr ableite. Es geht also keineswegs um Ge-
sinnung, wie unterstellt wurde. In diesem Artikel 11 
Absatz 3 steht nichts von Gesinnung, sondern dort 
steht "individuelles Verhalten", "Vorbereitungshand-
lungen" usw. Darum kann ich die Aussage nicht 
nachvollziehen, dass derjenige, um den es geht, 
noch nichts getan hat. Natürlich müssen es Anknüp-
fungstatsachen sein. Gedanken genügen nicht. So 
verstehe jedenfalls ich die Formulierung. Es müssen 
konkrete Tatsachen sein. Es ist ein Unterschied, ob 
ich zum Jogaurlaub nach Indien oder zu einer Schu-
lung in Sachen Kriegshandwerk nach Afghanistan 
fahre. Das sind unterschiedliche Anknüpfungspunk-
te, die aus meiner Sicht diese Konkretisierung ver-
deutlichen.

Die zweite Frage in diesem Zusammenhang geht 
auch in Richtung der Neuartigkeit der "drohenden 
Gefahr". Wenn ich andere Bereiche der deutschen 
Rechtsdogmatik nehme, dann sehe ich dort durch-
aus Regelungen über die "drohende Gefahr", zum 
Beispiel im Zivilrecht beim Gewaltschutzgesetz, wo 
es die Möglichkeit gibt, einem anderen, häufig dem 
ehemaligen Ehepartner oder ähnlichem, die Kon-
taktaufnahme verbieten zu lassen oder ihm im Sinne 
der Verbannung bestimmte Bereiche räumlich zu 
verbieten. Auch dort muss noch nicht der Schaden, 
also die Rechtsgutverletzung, eingetreten sein, son-
dern es genügen hinreichende Anknüpfungsfakten, 
um das auf Antrag einer Privatperson, nicht vonsei-
ten der rechtsstaatlich verpflichteten öffentlichen 
Hand, von einem Zivilgericht entscheiden zu lassen. 
Der zweite Bereich umfasst § 34 des Strafgesetzbu-
ches, der die Dauergefahr im Blick hat, gegen die 
sich der Private robust wehren darf. Auch dort ist 
nicht die Verwirklichung der Rechtsgutverletzung die 
Voraussetzung, sondern das Drohen mit der Rechts-
gutverletzung. Deshalb stelle ich die Frage, wie neu 
dieser Gedanke der "drohenden Gefahr" wirklich ist 
und ob das nicht in der Diskussion bewusst so auf-
gebauscht und dämonisiert wird, als ob es etwas 
völlig Neues wäre, was es in Wahrheit aber nicht ist. 
Insofern ist auch der Fortschritt durch das Gesetz zu 
beurteilen, das unter anderen Voraussetzungen eine 
höhere Schwelle aufbaut als die normalen Eingriffs-
möglichkeiten nach dem bisherigen Artikel 11 Ab-
satz 2.

Meine letzte Frage geht in Richtung der konkreten 
Formulierung in Artikel 11 Absatz 3 des Entwurfs, 
wo steht: "Die Polizei kann unbeschadet…, wenn … 
erstens … zweitens … in absehbarer Zeit Gewaltta-
ten von erheblicher Intensität oder Auswirkung zu 
erwarten sind … . Meine konkrete Frage ist, ob man 
das Wort "Gewalttaten" nicht durch "Straftaten" er-

setzen kann. Der Hintergrund ist folgender: Gewalt-
taten beinhalten eine physische Einwirkung, also ein 
Treten, ein Stoßen usw., eine physische Tatsache. 
Wir haben aber auch, zuletzt am Wochenende, das 
Phänomen der Cyberangriffe oder des Cybercrime, 
wo nicht eine Gewalttat droht, sondern eine IT-Straf-
tat, die aber im Ergebnis trotzdem die Rechtsgüter, 
die besonders geschützt sind, nämlich die Bestands-
sicherheit des Bundeslandes, Leben, Gesundheit, 
Freiheit, sexuelle Selbstbestimmung etc., beein-
trächtigen können. Dies gilt beispielsweise, wenn die 
Versorgung eines Krankenhauses lahmgelegt wird, 
wenn es also um die Störung kritischer Infrastruktur 
geht. Dort würde der Begriff "Gewalttaten" wahr-
scheinlich nicht genügen, weil es an der physischen 
Manipulation fehlt. Deshalb meine Frage, wie Sie 
das verfassungsrechtlich einschätzen würden, wenn 
dieses Wort durch das Wort "Straftaten" ersetzt 
würde.

Abg. Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Da wird 
noch eine Menge diskutiert werden müssen. Die 
Bürger, für die wir verantwortlich sind, haben Angst, 
weil Terrorismus und Cyberkriminalität zunehmen. 
Wir sind als Gesetzgeber verpflichtet, auf veränderte 
Rahmenbedingungen zu reagieren und unsere Ge-
setze anzupassen. Es sind ein paar Begriffe ge-
nannt worden, die im Wesentlichen mit der hand-
werklichen Fertigung eines Gesetzes zu tun haben, 
die ich aber gerne von den Befürwortern des Geset-
zes erläutert hätte. Es gab den Hinweis auf eine rote 
Linie – das erscheint mir sinnvoll –, ab deren Über-
schreiten Strafe droht. Die Frage des Pflichtverteidi-
gers müsste auch hier, ohne dass es im Gesetz er-
wähnt wird, zu realisieren sein. Mich würde 
interessieren, wie Sie das sehen und ob Sie der Auf-
fassung sind, dass man an dem Gesetz noch hand-
werkliche Änderungen vornehmen müsste. Noch 
etwas steht unbeantwortet im Raum: Herr Löffel-
mann hat konkret gesagt, das Gesetz enthalte zu 
viele unbestimmte Rechtsbegriffe, die bei der Ausle-
gung zu großen Problemen führen oder letztlich die 
Gerichte beschäftigen würden.

Prof. Dr. Kyrill-Alexander Schwarz (Julius-Maximi-
lians-Universität Würzburg): Ich würde gerne, soweit 
ich direkt angesprochen worden bin, noch einmal 
Stellung beziehen. Frau Schulze, ich komme zuerst 
zu dem Aspekt, den Sie bei der elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung und dem Verhältnis zu heimli-
chen Maßnahmen angesprochen haben. Mir ging es 
gar nicht so sehr darum, sondern ich wollte nur da-
rauf hinweisen, dass sich die elektronische Aufent-
haltsüberwachung als milderes Mittel im Vergleich 
zu anderen Maßnahmen darstellt, die eine deutlich 
eingriffsintensivere Überwachung ermöglichen. Das 
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bezog sich letzten Endes nur auf den Hinweis, dass 
es hier nicht um eine Verletzung der Menschenwür-
de geht.

Was Herrn Abgeordneten Schindler anbelangt: Eine 
Gesamtschau im Rahmen einer Evaluation wäre 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt natürlich überaus 
schwierig. Sie haben mir hier mehrfach das Wort 
von der maßvollen Arrondierung, das ich geprägt 
habe, unter Hinweis auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts vorgehalten. Der Ge-
setzentwurf versucht mit Blick auf die gegebenen 
rechtsstaatlichen Kautelen durchaus maßvoll, einer 
neuen Situation Rechnung zu tragen. Das Ganze ist 
ja nicht anlasslos geschehen, sondern wir haben tat-
sächlich ein gewandeltes Gefahrenpotenzial. Wir 
haben eine veränderte Gefahrenlage. Es wäre eine 
schlichte Ausblendung der Realität zu glauben, dass 
wir uns in Deutschland oder Europa auf einer Insel 
der Seligen bewegen, wo es so etwas wie Gefährder 
nicht gibt. Das bezieht sich nicht nur auf den terroris-
tischen Bereich, sondern wir haben auch ein subku-
tanes Potenzial von anderen Gewalttaten, auch aus 
dem Bereich der organisierten Kriminalität, wo der 
Staat präventiv und bis ins Vorfeld tätig werden 
muss.

Ich komme zu der Frage, die auch von Herrn 
Gantzer angesprochen worden ist. Wie halten wir es 
mit dem Verhältnis zur Untersuchungshaft? Welche 
Anforderungen wären mit Blick auf den präventivpo-
lizeilichen Gewahrsam eigentlich erforderlich? – 
Man kann eine relativ einfache Antwort geben: Hier 
haben wir eine richterliche Kontrolle, die in Artikel 20 
zwingend vorgeschrieben ist. Das ist so zutreffend. 
Wir haben bei der Untersuchungshaft die entspre-
chenden periodischen Überprüfungen nach Maßga-
be der Strafprozessordnung mit der Möglichkeit, Be-
schwerde einzulegen und das Ganze einer weiteren 
gerichtlichen Kontrolle zuzuführen.

Ich komme zu der letzten Frage, zu der Sie, Herr 
Herrmann, mir Anlass zum Nachdenken gegeben 
haben. Von einer Dämonisierung des Begriffs "dro-
hende Gefahr" würde ich überhaupt nicht ausgehen 
wollen, sondern ich halte das für die Bildung einer 
neuen Kategorie, die vielleicht auch deshalb ange-
messen ist, weil sie versucht, in normenklarer Art 
und Weise auch das in den Blick zu nehmen, was 
das Bundesverfassungsgericht mit einer jetzt über 
13 oder 14 Jahre andauernden Kette von Rechts-
prechungen versucht hat, als allgemeines Polizei-
recht verfassungsrechtlich geprägt in den Blick zu 
nehmen. Ich teile Ihre Einschätzung, dass es in der 
Vergangenheit durchaus eine Verengung der "kon-
kreten Gefahr" gegeben hat und man daher bei die-
sem neuen Begriff versucht, in diese Lücke zu sto-

ßen. Aber ich glaube, das tatsächliche 
Novitätspotenzial, das der Gesetzgeber, der damit 
wirklich Neuland betreten hat, hier geschaffen hat, 
besteht darin, dass er die Befugnisse dahingehend 
erweitert hat, dass im Vorfeld bestimmter Gefahren 
aus Gründen der Prävention trotzdem nicht nur die 
Erforschung der Gefahr im Raum steht, sondern tat-
sächlich die Eingriffe im Kausalverlauf möglich sind. 
Das ist sicherlich etwas, was auch mit Blick auf die 
bisherige Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts Neuland ist. Man wird sehen, welche Ant-
wort ein damit unter Umständen befasstes Gericht 
später geben wird. Das ist der Bereich, bei dem – 
ich will nicht sagen, dass man sich auf unsicherem 
Boden begeben hat – zumindest der rechtferti-
gungsbedürftige Eingriff in den Kausalverlauf im Ein-
zelfall rechtsfertigungsfähig ist. Mit Blick auf eine 
notwendige Präzisierung hätte ich keine Bedenken, 
den Begriff der "Gewalttaten" gerade in den von 
Ihnen genannten Fällen durch den Begriff der "Straf-
taten" noch weiter zu präzisieren, weil er geeignet 
wäre, genau diejenigen Phänomene zu erfassen, 
die Sie hier genannt haben.

SV Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer, 
München): Ich werde mich nur soweit äußern, als 
ich direkt angesprochen worden bin. Das eine war 
Herr Schindler, der fragte, ob das ein einmaliges 
Phänomen ist, mit dem wir es hier zu tun haben, 
nämlich der expansiven Ausweitung polizeilicher Be-
fugnisse. Das ist eine sehr spannende Frage. Ich 
muss mit allem Ernst darauf hinweisen: Soweit mir 
bekannt ist, gab es in Bayern seit 1945 keine Mög-
lichkeit, Menschen, die keine messbaren Straftaten 
begangen haben, auf unbegrenzte Zeit einzusper-
ren. Es gab die Möglichkeit, diese, wenn sie im Zu-
stand der Krankheit irgendetwas gemacht hatten, 
psychiatrisch zu belangen – das klammere ich aus 
–, aber Menschen im Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte 
ohne Vorliegen einer Straftat auf lange Zeit einzu-
sperren – 14 Tage Vorbeugehaft mal ausgeklammert 
– gab es seit 1945 nicht. Das muss man einfach 
sehen. Das ist eine enorme Ausweitung.

Ich stimme mit meinem Vorredner jedenfalls darin 
überein, dass es natürlich in Ordnung ist, den Begriff 
der "Gewalttat" durch den Begriff der "Straftat" zu er-
setzen, weil wir bei der Straftat wissen, womit wir es 
zu tun haben. Das wäre meiner Ansicht nach eine 
Verbesserung, weil es größere Klarheit schafft. Bei 
"Gewalttat" streitet man sich. Ist Sitzen auf der Stra-
ße Gewalt oder ist es nicht Gewalt? Da sind sich die 
Gelehrten bis hoch zum Verfassungsgericht uneinig. 
Aber es ist klar, was eine Straftat ist. Das wäre in 
seiner Klarheit zu begrüßen.
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Herr Vorsitzender, dann haben Sie noch das interes-
sante Argument gebracht, dass es im Gewaltschutz-
gesetz etc. ähnliche Möglichkeiten gibt. Das stimmt 
zwar; aber die Situation ist eine ganz andere. Das 
muss man sich genau überlegen. Im Gewaltschutz-
gesetz und in ähnlichen Vorschriften geht es um 
einen privaten Vorfall. Da sagt die Frau: Der Mann 
hat mich geschlagen. – Die Polizei spricht dann 
einen Platzverweis und ein Kontaktverbot aus. Dann 
geht die Frau zum Zivilrichter, und dieser verhängt 
ein länger andauerndes Kontaktverbot. Das heißt, 
dabei liegt ein konkreter privater Vorfall vor. Die Be-
troffene – meist sind es ja die Frauen – schildert 
das.

In dem Fall, mit dem wir es hier zu tun haben, steht 
der einzelne Bürger der gesammelten Macht des 
Staates gegenüber. Das heißt, der Staat sammelt 
mit Hilfe seiner Geheimdienste und seiner Polizei 
Fakten oder eher Vermutungen. Er sagt, nach unse-
rer Einschätzung ist die Vereinigung XY zwar nicht 
auf der Liste der terroristischen Vereinigungen, aber 
sie ist irgendwie gewaltbereit, und da gibt es be-
stimmte Personen, die – das wissen wir – ausgestie-
gen und dauernd dahin gegangen sind und Strafta-
ten begangen haben. Deswegen ist auch die 
ursprüngliche Vereinigung gefährlich. – Das ist ein 
Beispiel. Das hat der Staat aufgrund seiner überle-
genen Forschungsmittel herausbekommen. Dem 
kann der Einzelne nichts entgegensetzen. Er weiß 
das nicht. In einem Fall, den wir hatten, hatte ein Be-
troffener Leute, die einer solchen Gruppierung ange-
hört hatten, mit dem Auto gefahren. In einem ande-
ren Fall war der Betroffene als Dolmetscher beim 
Ausländeramt aufgetreten. Das sind alles Dinge, die 
für sich genommen nicht strafbar sind; aber wenn 
man sie in einen bestimmten Kontext stellt, dann 
kann es diesen Menschen aus Sicht der Behörde 
zum Gefährder machen. Das ist der Betroffene hilf-
los. Dagegen kann er sich nicht wehren. Wenn er 
"Das wusste ich nicht" oder "Gewalttaten habe ich 
nicht gewollt" sagt, dann kann man ihm glauben 
oder nicht. Das ist der Unterschied im Vergleich zu 
den Vorschriften des Gewaltschutzgesetzes für pri-
vate Konflikte.

Es nimmt keiner Stellung zur Frage der Pflichtvertei-
digung. Natürlich ist der Mensch, der dort sitzt, hilf-
los, weil es sich keiner Mittel bedienen kann. Warum 
wird nicht wenigstens reingeschrieben: In dem Mo-
ment, in dem er in Haft kommt, muss ihm ein Anwalt 
gestellt werden, der dann versuchen kann, für ihn In-
formationen zu sammeln und zu argumentieren. Das 
ist aus meiner Sicht eine Minimalanforderung des 
Rechtsstaats.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Zur Frage der In-
gewahrsamnahme möchte ich mich enthalten. Zum 
Thema der "drohenden Gefahr" möchte ich feststel-
len: Das Gewaltschutzgesetz geht von einem ganz 
klaren Szenario aus, während bei diesem Gesetz-
entwurf die Szenarien so vielfältig sind, dass eine 
nähere Konturierung nicht möglich ist. Deswegen 
muss auf unbestimmte Rechtsbegriffe ausgewichen 
werden. Das ist ein Unterschied zum Gewaltschutz-
gesetz. Beim Gewaltschutzgesetz haben wir ein 
ganz konkretes Szenario. Dieser Gesetzentwurf 
sieht jedoch verschiedene Szenarien vor, sodass die 
Abstraktionsebene erhöht ist.

Ich würde davon abraten, den Begriff "Gewalttat" 
durch den Begriff "Straftat" zu ersetzen. Bei einer 
Gewalttat steht für mich außer Frage, dass damit 
eine Straftat, also strafbares Verhalten, gemeint ist. 
Der Begriff "Gewalttat" hat aber gegenüber dem Be-
griff "Straftat" den Vorzug, dass damit das bedrohte 
Rechtsgut definiert wird. Der Begriff "Gewalttat" im-
pliziert eine physische Einwirkung. Dieser Begriff 
sagt etwas über die Art und Weise aus, wie die Be-
einträchtigung eines Rechtsgutes erfolgt. Wenn Sie 
den Begriff "Gewalttat" zugunsten des Begriffs 
"Straftat" aufgeben, wird das Feld so weit gefasst, 
dass nicht mehr spezifiziert wird, in welcher Weise 
die Bedrohung bedeutender Rechtsgüter erfolgt. 
Deshalb würde ich davon abraten.

Wenn Sie Cyber-Attacken in den Katalog aufneh-
men wollen, würde ich dafür plädieren, dies in einem 
gesonderten Satz noch einmal zu formulieren. Die 
Formulierung könnte lauten: Entsprechend gilt für – 
– Das wäre sinnvoller als eine pauschale Ausdeh-
nung auf den Begriff "Straftat".

Damit komme ich zu dem Begriff der "drohenden 
Gefahr". Dieser Begriff ist eine neue dogmatische 
Figur. Es gab immer wieder einmal eine Rechtspre-
chung, teilweise auch bei Obergerichten, bei der der 
tradierte Begriff der konkreten Gefahr variiert wurde. 
Letztlich ist dieser Begriff aber seit den Sechziger-
jahren festgelegt. Meiner Erinnerung nach gibt es im 
45. Band eine Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts, mit der dieser Begriff "festgenagelt" 
wurde. Seither ist dieser Begriff, mit geringen Variati-
onen, festgelegt. Was ist hier passiert? – Man wollte 
eine Kategorie einführen, die den Begriff der "kon-
kreten Gefahr" eben nicht einengt. Dieser Begriff soll 
bleiben. Man wollte vielmehr etwas Zusätzliches 
schaffen. Zumindest habe ich den Gesetzestext so 
verstanden. Sollte das nicht so gemeint sein, müsste 
das in der Begründung des Gesetzes noch einmal 
klargestellt werden. Ich habe es so verstanden, dass 

26 Bayerischer Landtag • 17. Wahlperiode
Wortprotokoll - vom Redner nicht 

autorisiert

Anhörung
72. KI 17.05.2017



ein Add-on eingeführt werden soll. Das ist ein Unter-
schied zum Gefahrerforschungseingriff. Vor diesem 
Hintergrund sind kausalitätsunterbrechende Maß-
nahmen Gegenstand dieser Regelungen.

Damit komme ich zum Kontaktverbot und zum Rich-
tervorbehalt. Frau Stockinger, es tut mir leid. Ich 
habe empfohlen, die Regelungen des § 55 des 
BKA-Gesetzes anzusehen. Hier geht es konkret um 
den Richtervorbehalt und um die Fragen, wer den 
Antrag für eine Maßnahme stellt, und wie der Rich-
ter in die Lage versetzt wird, die Verhältnismäßigkeit 
der Maßnahme zu beurteilen. Sprich: Die Antrags-
begründung muss qualifiziert werden. Der Richter 
muss etwas an die Hand bekommen, um zu wissen, 
in welche Richtung eine Maßnahme gehen soll. Er 
muss wissen, ob er Auflagen für die Durchführung 
der Maßnahme erteilen muss. Der § 55 des BKA-
Gesetzes wäre dafür eine Blaupause.

Nun zur Quellen-TKÜ: Ich möchte hier nicht den Ein-
druck erwecken, dass der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz die Quellen-TKÜ befürworte. Ich 
stelle fest: Als Datenschutzbeauftragter befürworte 
ich überhaupt keine zusätzlichen Überwachungs-
maßnahmen; ich habe sie zu beurteilen. Ich habe 
damals gesagt: Wenn die Quellen-TKÜ weiter be-
trieben werden soll, sollte dies bitte auf einer rechts-
staatlichen Grundlage erfolgen. Ich komme hier 
noch einmal auf das BKA-Gesetz zu sprechen und 
verweise auf ein paar Randnummern des BKA-Ur-
teils. Wenn Sie sich die Randnummern 228 und 234 
des BKA-Urteils ansehen, werden Sie feststellen, 
dass das Bundesverfassungsgericht gesagt hat, 
dass die Begrenzung auf die laufende Telekommuni-
kationsüberwachung zuverlässig sichergestellt wer-
den müsse.

Sollte diese Begrenzung auf die laufende Telekom-
munikationsüberwachung gegenwärtig nicht möglich 
sein, läuft diese Norm heute leer. Das macht diese 
Norm aber nicht verfassungswidrig. Der Gesetzge-
ber darf das. Der Gesetzgeber darf eine Quellen-
TKÜ mit Maßgaben erlauben, die technisch nicht re-
alisierbare Maßnahmen erfordern. Wenn die Polizei 
diese Maßgaben nicht erfüllen kann, darf sie diese 
TKÜ eben nicht durchführen. Das hat das Bundes-
verfassungsgericht explizit festgestellt. Wir werden 
das kontrollieren, Herr Prof. Dr. Schmidbauer. Wir 
werden dann wieder vorbeischauen. Wenn die Poli-
zei die Maßgaben erfüllen kann, ist die TKÜ mög-
lich, wenn nicht, muss die TKÜ solange unterlassen 
werden, bis die Maßgaben erfüllt werden. Das ist 
der Tenor dessen, was das Bundesverfassungsge-
richt gesagt hat.

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Entschei-
dung sehr sorgfältig abgewogen; denn ein Landes-
verfassungsgericht hat ebenfalls eine Entscheidung 
getroffen und dabei genau in der Richtung des Bun-
desverfassungsgerichts argumentiert. Diese Frage-
stellung ist sinnvoll, da es perspektivisch gesehen in 
ein bis zwei Jahren technisch möglich sein kann, die 
genannten Maßgaben zu erfüllen. Deshalb ist es 
völlig in Ordnung, wenn der Gesetzgeber schon jetzt 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine solche 
Maßnahme festsetzt.

Ich möchte etwas zu Herrn Abg. Hanisch sagen, der 
über "rote Linien" und unbestimmte Rechtsbegriffe 
gesprochen hat. An bestimmten Punkten brauchen 
wir unbestimmte Rechtsbegriffe. Selbstverständlich 
kann man Formulierungen wie "das individuelle Ver-
halten einer Person" oder "die konkrete Wahrschein-
lichkeit" als verschwurbelt bezeichnen. Diese For-
mulierungen zielen nicht darauf ab, die 
Wahrscheinlichkeitsanforderungen abzuschwächen. 
Vielmehr handelt es sich hier um Qualifizierungen. 
Würden diese Begriffe herausgenommen, würde 
damit auch die Qualifizierung wegfallen. Sie müssen 
sich überlegen, ob Sie das tatsächlich wollen. In die-
sem Fall müssten andere Formulierungen eingeführt 
werden, die eine entsprechende Qualifizierung leis-
ten müssten.

Die Formulierung "individuelles Verhalten einer Per-
son" bezeichnet ein ganz konkretes Verhalten. Man 
hätte auch die Formulierung "das konkrete Verhalten 
einer verdächtigen Person" wählen können. Das ist 
damit gemeint. Hier handelt es sich um einen An-
knüpfungspunkt für eine Qualifizierung, der nicht 
aufgegeben werden sollte.

Der Gesetzgeber hat die Aufgabe, vielgestaltige 
Sachverhalte zu regeln. Er hat nicht die Aufgabe, 
Einzelmaßnahmen zu regeln. Das ist die Aufgabe 
der Exekutiven. Der Gesetzgeber ist nicht daran 
gehindert, unbestimmte Rechtsbegriffe einzuführen, 
solange sie durch Rechtsauslegung, gerichtliche 
Entscheidungen und Rechtsfortbildungen konkreti-
sierbar sind.

SVe Barbara Stockinger (Bayerischer Richterver-
ein e. V., München): Herr Prof. Dr. Petri hat bereits 
einiges zu der an mich gerichteten Frage bezüglich 
Artikel 16 des Polizeiaufgabengesetzes gesagt, wo 
es um die Aufenthaltsge- und -verbote geht. Mit dem 
jetzigen Gesetzentwurf wird den Richtern so gut wie 
nichts an die Hand gegeben. Wir können allenfalls 
aus der vorliegenden Gesetzesbegründung "etwas 
Honig saugen". Dort ist von einem Erlaubnisvorbe-
halt die Rede. So muss es der betroffenen Person 
möglich sein, Arzt, Rechtsanwalt, soziale Einrichtun-
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gen und Behörden aufzusuchen oder Gerichtstermi-
ne wahrzunehmen. In solchen Fällen soll die Person 
eine Ausnahme von dem Aufenthaltsge- und -verbot 
bekommen.

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf wäre es 
durchaus möglich, zu begründen, dass eine Person 
in Hof besser als in München aufgehoben ist. Für 
die Richter ist diese Situation nicht wünschenswert. 
Ein Richter wird Probleme bekommen, wenn er das 
alles überprüfen muss. Wir haben nichts. Unter Um-
ständen wird es nur eine mündliche Ansage an 
einen Probanden geben, dieses oder jenes zu tun 
oder zu unterlassen. Dann muss der Richter von 
vorne anfangen. Als Standard müsste zumindest 
das formuliert werden, was im BKA-Gesetz vorgese-
hen ist.

Das Gewaltschutzgesetz normiert noch keine "dro-
hende Gefahr"; denn das Gewaltschutzgesetz setzt 
eine vorsätzliche, widerrechtliche Tat voraus, die 
Maßnahmen erfordert, um weitere Verletzungen ab-
zuwenden.

SV Dr. Markus Löffelmann (Landgericht München 
I): Zunächst zur Frage von Frau Schulze: Der Rich-
tervorbehalt hat die Funktion des präventiven 
Grundrechtsschutzes durch eine unabhängige und 
neutrale Instanz. Bei besonders schweren Grund-
rechtseingriffen ist er im Artikel 13 Absatz 3 der Ver-
fassung verankert. Das Bundesverfassungsgericht 
leitet ihn bei schweren Grundrechtseingriffen als ab-
sichernde Maßnahme aus dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz ab. Ich denke, dass das Kontaktver-
bot und die Aufenthaltsge- und -verbote eine solche 
Eingriffsintensität darstellen, dass ein Richtervorbe-
halt unverzichtbar ist.

Soweit sich Aufenthaltsgebote zu Freiheitsentzie-
hungen zuspitzen, ist der Richtervorbehalt nach Arti-
kel 104 des Grundgesetzes unmittelbar verfas-
sungsrechtlich geboten. Aus der Natur dieser 
Maßnahme ergeben sich im Einzelfall schwierige 
Abgrenzungen, ob es sich um eine Freiheitsentzie-
hung, eine Freiheitsbeschränkung, lediglich um 
einen Eingriff nach Artikel 11 des Grundgesetzes 
oder um einen intensiven Eingriff in die allgemeine 
Handlungsfreiheit handelt. Gerade um solche 
schwierige Abgrenzungsfragen im Sinne des Grund-
rechtsschutzes qualifiziert beantworten zu können, 
ist die Einbindung eines Richters geboten.

Sie müssen sich vergegenwärtigen, dass Artikel 16 
die Anordnung einer solchen Maßnahme nicht ein-
mal im Rahmen des Polizeirechts an irgendwelche 
qualifizierten Anforderungen bindet. Es könnte zum 

Beispiel ein Behördenleitervorbehalt vorgesehen 
werden. Das ist aber nicht der Fall. Somit können 
durch jeden einfachen Polizeibeamten solche 
Anordnungen bis zu einem Zeitraum von sechs Mo-
naten erlassen werden. Ich denke, das geht zu weit.

Kurzfristige Observationsmaßnahmen können auf-
grund von Generalklauseln angeordnet werden. Bei 
längerfristigen Maßnahmen – die verfassungsge-
richtliche Rechtsprechung meint damit einen Zeit-
raum von mehr als 24 Stunden – ist ein Richtervor-
behalt erforderlich. Ein Aufenthaltsge- und -verbot ist 
nicht weniger eingriffsintensiv als eine Observation. 
Wenn eine solche Maßnahme länger als 24 Stunden 
dauern soll, glaube ich, dass ein Richter eingebun-
den werden muss.

Herr Schindler, ich teile Ihre Bedenken uneinge-
schränkt. Wir können seit etwa der Mitte der Neunzi-
gerjahre feststellen, dass die Grenzen zwischen den 
verschiedenen Bereichen des Sicherheitsrechts zu-
nehmend verschwimmen. Nichtsdestotrotz gibt es 
doch zentrale dogmatische Elemente, mit denen 
diese verschiedenen Bereiche gegeneinander abge-
grenzt werden können. Im repressiven Bereich ist es 
am einfachsten; denn da muss eine Straftat began-
gen worden sein. Für die Abgrenzung zwischen dem 
Gefahrenvorfeld und der Gefahrenabwehr ist dieses 
zentrale, die polizeilichen Befugnisse limitierende 
Element gerade die konkrete Gefahr. Sollte dieser 
Begriff aufgegeben werden, würde das Polizeirecht 
grundlegend verändert.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung zur Antiterrordatei erstmals, aber dafür 
sehr deutlich, die unterschiedlichen Aufgabenberei-
che von Nachrichtendiensten und Polizeibehörden 
definiert. Das Bundesverfassungsgericht hat dabei 
ausdrücklich gesagt, die Polizei habe Befugnisse 
gegenüber Einzelnen grundsätzlich nur aus konkre-
tem Anlass. Hier taucht der Begriff der "konkreten 
Gefahr" wieder auf. Das ist der Grundsatz. Jede 
Ausnahme bedarf der Rechtfertigung. Das Verfas-
sungsgericht hat nun sogenannte informationelle 
Eingriffe im Gefahrenvorfeld mehrfach zugelassen, 
dies aber auf die drohende Verletzung überragend 
wichtiger Rechtsgüter begrenzt. Solche Rechtsgüter 
seien Leib, Leben, der Schutz und der Bestand des 
Bundes oder eines Landes. Damit wird der Aufga-
benbereich umschrieben, der typischerweise von 
den Nachrichtendiensten wahrgenommen wird.

Die Nachrichtendienste verwenden den Begriff der 
"drohenden Gefahr". Dieser Begriff ist Eingangs-
merkmal im G 10 und dort in dienstespezifischer 
Weise eng auszulegen. Indem dieser Begriff in das 
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Polizeirecht überführt wird, wird das Polizeirecht 
ganz grundlegend verändert, vor allem deshalb, weil 
nicht nur informationelle Eingriffe legitimiert werden, 
sondern auch aktionelle Eingriffe, auch Eingriffe in 
den Kausalverlauf und Eingriffe mit einem repressi-
ven Charakter. In meinen Augen handelt es sich hier 
um einen Paradigmenwechsel.

Herr Prof. Dr. Petri meinte, wenn man diese unbe-
stimmten Rechtsbegriffe nicht möchte, müsste man 
dafür andere Begriffe einführen. Das ist genau der 
Punkt. Man müsste andere Formulierungen einfüh-
ren und sich dabei an der Systematik orientieren, die 
sich aus den Entscheidungen des Verfassungsge-
richts zum Verfahrensvorfeld deduzieren lässt. An 
manchen Stellen hat dies der Gesetzgeber getan, 
zum Beispiel bei den §§ 3 und 5 des G 10, wo be-
stimmte Straftatenkataloge aufscheinen. Auch bei 
den freiheitsentziehenden Maßnahmen der Besse-
rung und der Sicherung ist dies geschehen. Hier gibt 
es Anhaltspunkte, allerdings ist das schwierig.

Herr Dr. Herrmann, Sie haben das Gewaltschutzge-
setz angesprochen. Ich schließe mich hier meinen 
Vorrednern an. Der § 34 des StGB, der den rechtfer-
tigenden Notstand regelt, liegt als Entschuldigungs-
grund auf einer ganz anderen Ebene. Tatbestandlich 
geht es hier um ein strafbares Verhalten. Im Übrigen 
ist hier der Bereich der objektiven Drittwirkung von 
Grundrechten betroffen und nicht die hoheitliche Tä-
tigkeit.

Nun zur Frage, ob der Begriff "Gewalttat" durch den 
Begriff "Straftat" ersetzt werden kann. Ich würde 
darin eine gewisse Konkretisierung sehen, allerdings 
würde dadurch an der maßgeblichen Stelle nichts 
geändert. Das wäre eine relativ klare Anbindung an 
den Begriff der "Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung", der mittlerweile ausjudiziert ist. Damit wird 
das Feld der mittleren Kriminalität bezeichnet. Hier 
zeigt sich, dass dieses Feld weit von terroristischen 
Bedrohungen und einer drohenden Verletzung über-
ragend wichtiger Rechtsgüter entfernt ist.

SV Prof. Dr. Markus Möstl (Universität Bayreuth): 
Ich bündle meine Antworten. Zu den Aufenthalts-
anordnungen möchte ich zwei Punkte anführen: Ich 
halte einen Richtervorbehalt nicht für erforderlich, 
weil und soweit durch diese Maßnahmen keine Ein-
griffe in die Freiheit der Person erlaubt werden. Es 
ist ganz einfach: Alles, was in die Freiheit der Per-
son eingreift, ist auf der Basis dieser Norm nicht er-
laubt. Ein Hausarrest kann damit nicht verhängt wer-
den. Deshalb bedarf es auch keines 
Richtervorbehalts, wenn die Auflage erteilt wird, 
dass sich eine Person nicht aus einem bestimmten 

Landkreis herausbewegen darf. Das verdichtet sich 
nicht zu einem Eingriff in die Freiheit der Person.

(SV Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer 
München): Und wenn er sich aus dem Ort oder 
aus einem Gebäude entfernt?)

Ich habe gerade gesagt, bei einem Gebäude ist die 
Schwelle überschritten. Ein Hausarrest kann mit die-
ser Regelung nicht verhängt werden. Wir kennen 
aber auch an anderen Stellen unserer Rechtsord-
nung ortsbezogene Auflagen. Diese sind möglich.

Heute war von einer "Verbannung in irgendwelche 
dünn besiedelten Orte" die Rede. Ich halte das für 
so fernliegend, dass ich mich wundere, warum diese 
Äußerung einen so großen Raum eingenommen 
hat. Wer sich die Fassung des Gesetzentwurfs an-
sieht, stellt fest, dass in erster Linie auf den Wohn- 
und den Aufenthaltsort abgehoben wird, aus dem 
sich eine gewisse Person nicht wegbewegen soll. 
Diese Norm kann nicht als Grundlage für die Ver-
bannung von Personen in irgendwelche dünn besie-
delten Gebiete angesehen werden.

Bei solchen Äußerungen schwingt immer mit, dass 
das Leben an bestimmten Orten an sich bereits ein 
Verstoß gegen die Menschenwürde sei. Glauben 
Sie, dass eine Regelung vor dem Verwaltungsge-
richt Bestand haben würde, mit der irgendwelche 
verdächtigen Personen weggeschafft werden sol-
len? Das ist alles richterlich überprüfbar. Diese Maß-
nahme ist offensichtlich so nicht gedacht.

Damit komme ich zum Präventivgewahrsam. Heute 
wurde mehrfach gesagt, mit dem Gesetzentwurf 
wäre eine Inhaftierung von Leuten möglich, die eine 
weiße Weste hätten und bei denen noch nie etwas 
vorgefallen ist. Hier ist ein völlig falscher Eindruck 
entstanden. Mit dieser Regelung ist es möglich, Stö-
rer in Gewahrsam zu nehmen, die für eine Gefahr 
nach dem Polizeirecht verantwortlich sind. Bei die-
sen Leuten muss vom Kausalverlauf her absehbar 
sein, was möglicherweise passieren könnte. Bei die-
sen Leuten ist also nicht von einer "weißen Weste" 
auszugehen. Dass diese Leute bereits eine Straftat 
begangen haben, ist nicht notwendig. Wir befinden 
uns hier nicht im Strafrecht, sondern im Polizeirecht, 
wo es um die Abwendung künftiger Straftaten und 
Rechtsgutverletzungen geht. Hier geht es nicht um 
die Strafverfolgung. Wir befinden uns hier nicht auf 
dem Gebiet der StPO, sondern in einem anderen 
Rechtsgebiet.

Die StPO wird auch nicht dadurch umgangen, wenn 
eine Person aus Gründen der Gefahrenabwehr in-
haftiert wird. Ich glaube, dass für diese Maßnahme 
genügend rechtsstaatliche Sicherungen verankert 

Anhörung
72. KI 17.05.2017

Bayerischer Landtag • 17. Wahlperiode
Wortprotokoll - vom Redner nicht 

autorisiert

29



wurden. In der Nummer 3 geht es um Lagen, die 
sich bereits im Kausalverlauf abzeichnen. Ich halte 
es für sehr unwahrscheinlich, dass aus dieser Rege-
lung sehr lange Inhaftierungen resultieren werden. 
Soweit die "drohende Gefahr" festgestellt wird, weil 
sich jemand einer Anordnung wiedersetzt hat, 
kommt ein zusätzlicher Umstand hinzu, nämlich 
dass durch die Wiedersetzung gegen eine Anord-
nung eine Gefahr gerechtfertigt wird. Der Richter 
muss in solchen Fällen eine Verhältnismäßigkeitsbe-
urteilung durchführen, ob angesichts der Gesamt-
maßnahme eine Ingewahrsamnahme gerechtfertigt 
ist. Der Richter sieht dann, dass mildere Mittel, zum 
Beispiel ein Aufenthaltsge- oder -verbot oder eine 
Überwachung mit einer elektronischen Fußfessel, 
nicht gereicht haben. Diese milderen Mittel fallen 
dann weg. Dennoch muss die Maßnahme, die der 
Richter verhängt, zumutbar sein. Hier wird es keinen 
Vollzugsautomatismus geben.

Beim Begriff der "drohenden Gefahr" kommt nicht 
viel Neues hinzu, weil viele der bisherigen konkreten 
Fälle mit einer gewissen Großzügigkeit als konkrete 
Gefahr hätten bezeichnet werden können. Ich habe 
dargelegt, dass das Bundesverfassungsgericht die-
sen Begriff ziemlich eng sieht. Deshalb war es nötig, 
diese Lücke im Vorfeld zu schließen. Bei den 
Rechtsfolgen gibt es etwas Neues, vor allem im Hin-
blick auf die Kausalverlaufseingriffe. Diese Neuerun-
gen sind jedoch zu rechtfertigen.

Soll der Begriff "Gewalttat" durch den Begriff "Straf-
tat" ersetzt werden? – Der Begriff "Straftat" wäre im 
Gegensatz zu dem Begriff "Gewalttat" eher eine 
Ausweitung. Damit stellt sich die Frage, ob der Be-
griff "Straftat" in dieser Regelung in jeder Hinsicht 
verfassungskonform wäre. Ich habe den Begriff "Ge-
walttat" so verstanden, dass mit dieser Regelung 
eine auf die Landespolizei zugeschnittene Entspre-
chung zu dem geschaffen werden soll, was das 
Bundesverfassungsgericht zur Terrorabwehr gesagt 
hat. Ob diese Regelung tatsächlich auf alle Strafta-
ten ausgeweitet werden sollte, müsste ich mir noch 
einmal durch den Kopf gehen lassen. Das ist nicht 
völlig unbedenklich.

Für richtig halte ich es, dass die Cyber-Kriminalität 
nicht vergessen worden ist. Eine Regelung nur für 
Gewalttaten zu erlassen, würde meiner Ansicht nach 
zu kurz greifen. Bei der Cyber-Kriminalität haben wir 
das gleiche Problem wie bei den Gewalttaten: Hier 
kann sehr schnell ein großer Schaden entstehen. 
Deshalb wäre es zu rechtfertigen, die Cyber-Krimi-
nalität unter diese Regelung zu fassen. Ich würde 
dann aber empfehlen, eine eigene Fallgruppe anzu-

führen und die Cyber-Kriminalität nicht unter den Be-
griff "Straftaten" zu fassen.

In dem Gesetzentwurf sind unbestimmte Rechtsbe-
griffe vorhanden, aber nicht in einem ungewöhnli-
chen oder nicht handhabbaren Maße. Die unbe-
stimmten Rechtsbegriffe sind von den 
Polizeibeamten und von den Richtern mit den übli-
chen Methoden auslegbar und handhabbar.

In § 19 haben wir Regelungen zur Pflichtverteidi-
gung. Man kann darüber streiten, ob diese Regelun-
gen ausreichen. Hier kommen wir aber wieder in 
den Bereich der StPO. Bei diesem Gesetzentwurf 
geht es noch nicht um Verteidigung. Noch wird nie-
mand einer Straftat beschuldigt. Man könnte darüber 
nachdenken, ob es bei einer bestimmten Dauer der 
Inhaftierung sinnvoll wäre, die Hinzuziehung eines 
Rechtsanwalts verpflichtend vorzuschreiben. Ich 
würde aber keine vorschnelle Analogie zur StPO 
ziehen.

SV Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität 
Augsburg): Ich wundere mich über das Bild der 
Richterschaft, das hier gezeichnet wurde. Heute 
wurde vorgetragen, dass derjenige, dessen Gewahr-
sam verlängert werden soll, beweisen müsste, dass 
er nicht gefährlich sei. Die Darlegungs- und Beweis-
last liegt selbstverständlich nicht bei demjenigen, 
dessen Gewahrsam verlängert werden soll. Wenn 
die Polizei nichts vorträgt und der Richter der Mei-
nung ist, dass das, was vorgetragen wurde, nicht 
ausreicht, dann muss der Richter eben nachfragen. 
Heute wurde behauptet, da der Richter nichts beur-
teilen könne, müsse er den Gewahrsam verlängern. 
Dieser Vorwurf hat mich nachhaltig irritiert. Der Rich-
ter ist auch Anwalt der Person, deren Gewahrsam 
verlängert werden soll. Der Richter muss objektiv 
sein. Der Richter hat nicht die Funktion, den Ge-
wahrsam einer Person zu verlängern, wenn die Poli-
zei sagt, dass dieser Gewahrsam verlängert werden 
sollte. Das Bild, das heute gezeichnet wurde, halte 
ich für grotesk.

SV Hartmut Wächtler (Rechtsanwaltskammer, 
München): Was Sie sagen, ist praxisfern. Nehmen 
wir einmal an, eine Person hat in der Vergangenheit 
die Organisation XY unterstützt und ihr durch straf-
rechtlich nicht relevante Maßnahmen geholfen. Da-
raufhin wurde diese Person in Haft genommen. Der 
Verfassungsschutz erklärt, dass er die Organisation, 
der diese Person geholfen hat, für terroraffin hält. 
Nach drei Monaten kommt die Person vor den Rich-
ter. Der Verfassungsschutz wird dann immer noch 
sagen, dass er diese Organisation für terroraffin hält. 
Was soll darauf der Beschuldigte sagen? Man hat 
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ihm doch schon vor drei Monaten nicht geglaubt. Er 
hat keine realistische Chance, sich gegen diesen 
Vorwurf zu wehren.

SV Dr. Markus Löffelmann (Landgericht München 
I): Ich möchte etwas zur Ehrenrettung der Richter 
sagen: Als Richter ist man an Recht und Gesetz ge-
bunden. Den Richtern ist ein gewisser Anwendungs-
rahmen vorgegeben. Ich halte es für grotesk, dass 
Sie die Aufgabe des Gesetzgebers, diesen Rahmen 
so präzise wie möglich zu bestimmen, herunterspie-
len. Ich habe bereits auf die bestehenden Regelun-
gen zu präventiven freiheitsentziehenden Maßnah-
men hingewiesen und die bereits ergangene 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
dargestellt. Diese Rechtsprechung ist ergangen. Bei 
den zuständigen Fachgerichten sitzen Richterinnen 
und Richter, die ihre Aufgabe sehr sorgfältig wahr-
nehmen.

SV Prof. Dr. Thomas Petri (Bayerischer Landes-
beauftragter für den Datenschutz): Ich möchte zu-
nächst auf die Frage eingehen, inwieweit die "kon-
krete Gefahr im Vorfeld" durch einen "intensiveren 
Austausch" ersetzt werden kann. Das ist heute 
mehrfach angesprochen worden. Ich möchte darauf 
hinweisen, dass das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil zur Antiterrordatei darauf hingewiesen 
hat, dass es das Prinzip der informationellen Gewal-
tentrennung gebe. Danach ist es nicht uneinge-
schränkt möglich, dass Sicherheitsbehörden, die In-
formationen zu unterschiedlichen Zwecken 
sammeln, ihre Daten austauschen. Hier gibt es ver-
fassungsrechtliche Grenzen, die auch gewünscht 
sind. Deshalb kann es durchaus sinnvoll sein, bei 
bestimmten Fallkonstellationen anders vorzugehen.

Ich würde davon abraten, Straftatenkataloge in das 
Gefahrenabwehrrecht einzuführen. Das gab es 
schon ein paar Mal. Das Bundesverfassungsgericht 
hat in diversen Entscheidungen anklingen lassen, 
dass es bei der Polizei eher um den Rechtsgüter-
schutz und weniger um die Strafbarkeit von mögli-
chen Straftätern geht. Das Polizeirecht und das 
Strafverfahrensrecht verfolgen unterschiedliche 
Schutzrichtungen. Ich bitte Sie, das zu berücksichti-
gen. Hier sollte sehr vorsichtig vorgegangen werden.

Ich möchte noch einmal zu dem Begriff der "drohen-
den Gefahr" zurückkehren: Der Begriff der "drohen-
den Gefahr" ist konturiert. In dem vorliegenden Ent-
wurf werden Merkmale und Voraussetzungen 
genannt, die erfüllt sein müssen. Die Maßgaben, die 
das Bundesverfassungsgericht im Zusammenhang 
mit der akustischen und der optischen Wohnraum-
überwachung und im Zusammenhang mit der On-
line-Durchsuchung ausgesprochen hat, sind nicht in 

Bezug auf das überragend wichtige Rechtsgut gene-
ralisierbar. Im Bereich der informationellen Grund-
rechtseingriffe werden wir diese Konturierung hin-
nehmen können. Ob das jedoch bei der 
Ingewahrsamnahme, dem Kontaktverbot und den 
Aufenthaltsge- und -verboten möglich sein wird, 
maße ich mir nicht an zu beurteilen.

Abg. Dr. Hans Reichhart (CSU): Wir haben in 
Deutschland das Trennungsgebot. Wir müssen in 
Deutschland zwischen der nachrichtendienstlichen 
Tätigkeit und der Polizeitätigkeit unterscheiden. Die 
Feststellung, bei der Durchbrechung dieses Gebotes 
handle es sich um ein milderes Mittel, ist hanebü-
chen und zeigt, welche Intention hinter mancher 
Wortmeldung steckt.

Wir müssen außerdem zwischen dem Strafrecht und 
dem Gefahrenabwehrrecht trennen. Ich habe selbst 
in meiner beruflichen Tätigkeit als Richter im Rah-
men der §§ 63 und 64 des Strafgesetzbuchs Gefah-
renprognosen abgeben müssen. Die Richter haben 
unter anderem die Aufgabe, festzulegen, ob eine 
Person gefährlich ist oder nicht. Mir ist unklar, 
warum ein Richter im Strafrecht eine Gefahrenprog-
nose abgeben darf, beim Gefahrenabwehrrecht aber 
nicht. Es gehört zu den ureigensten Aufgaben eines 
Richters, zu entscheiden, ob ein Beschuldigter, ein 
Angeklagter oder ein Gefährder in Haft genommen 
werden muss oder nicht. Wenn der Richter bei die-
ser Entscheidung Zweifel hat, ist er gehalten, ent-
sprechende Maßnahmen zu ergreifen. Die Richter in 
Bayern leisten eine hervorragende Arbeit. Ich kenne 
keinen Richter und keine Richterin, die eine Person 
in Haft lassen, weil sie ein schlechtes Gefühl haben. 
Ein Richter beschäftigt sich eher mit der Frage, 
wann eine Person wieder freigelassen werden kann. 
Wir sollten der Richterschaft Vertrauen entgegen-
bringen und sagen: Das sind keine Leute, die ir-
gendjemanden wegsperren wollen. Die Richter wol-
len vielmehr dem Recht zur Durchsetzung verhelfen.

Bei der Überwachung mit einer Fußfessel müssen 
wir uns immer den konkreten Einzelfall vor Augen 
halten. Die Alternative zu dieser Maßnahme besteht 
darin, dass 12 oder 13 Polizeibeamte eine Person 
rund um die Uhr überwachen. Wir sollten ernsthaft 
darüber nachdenken, ob eine Fußfessel nicht das 
mildere Mittel ist. Mit dieser Maßnahme wird eine 
Regelungslücke geschlossen. Bis jetzt waren nur 
Gefährderansprachen möglich. Künftig können auch 
andere Maßnahmen ergriffen werden. Das ist gut 
so.

Landespolizeipräsident Prof. Dr. Wilhelm 
Schmidbauer (Innenministerium): Meine erste An-
merkung geht in Richtung von Frau Abg. Schulze, 
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die gefragt hat, ob der Begriff der "drohenden Ge-
fahr" und die Reglung zur Fußfessel überhaupt nötig 
seien. So vielfältig, wie die Störer agieren, so vielfäl-
tig müssen auch die polizeilichen Abwehrmaßnah-
men sein. Wir zielen nicht auf die Eigenschaften 
einer Person ab. Wir klassifizieren eine Person nicht 
als Gefährder und legen ihr dann eine Fußfessel an. 
Wir beziehen uns auf konkrete Verhaltensweisen 
einer Person. Hier müssen Tatsachen zugrunde lie-
gen. Wir wollen, dass in dem Absatz 3 auf ein indivi-
duelles Vorverhalten oder Vorbereitungshandlungen 
abgestellt wird. Das ist dann ein wirklicher rechts-
staatlicher Fortschritt.

Solange die Polizei nicht weiß, was ein Störer plant, 
sind Observationen und verdeckte Maßnahmen das 
richtige Mittel der Wahl. Wenn Tatsachen vorliegen, 
die beweisen, dass eine Person Gewalttaten plant, 
wie sie im Absatz 3 genannt sind, können wir den 
Begriff der "drohenden Gefahr" und die Fußfessel 
anwenden.

Frau Abg. Stamm hat gefragt, inwieweit unsere Zah-
len objektiv seien. Hier haben Sie mich missverstan-
den. Das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölke-
rung hat gelitten. In einzelnen Teilbereichen hat sich 
jedoch auch die objektive Lage verschlechtert. Ich 
erinnere nur an die Verletzten von Würzburg und 
Ansbach. Wir müssen nicht die Universität von Ma-
ryland zurate ziehen, um die Frage zu beantworten, 
ob in Deutschland Menschen bei Terroranschlägen 
verletzt worden sind.

Frau Abg. Schulze hat mich gebeten, den Begriff der 
"drohenden Gefahr" durch Beispiele zu untermau-
ern. Ich nenne hier zunächst einmal die Terrorismus-
abwehr. Wenn eine Person Dateien zum Bomben-
bau herunterlädt, aber noch keine 
Vorbereitungshandlungen begangen hat, wissen wir 
nicht, wann und wo diese Bombe hochgehen soll. Im 
Rahmen der Gefahrenabwehr ist es aber sinnvoll 
und richtig, in diesem Fall die entsprechenden Maß-
nahmen zu ergreifen und nicht zu warten, bis die 
Bombe tickt.

Ich nenne noch ein weiteres Beispiel der Gefahren-
abwehr außerhalb des Terrorismus, nämlich die 
Ereignisse auf der Kölner Domplatte. Die Kölner Po-
lizei hatte bei der letzten Silvesternacht Erkenntnis-
se, dass sich wiederum junge Männer vereinbart 
haben, Sexualdelikte zu begehen. Das ist ein typi-
sches Beispiel dafür, wie das Bundesverfassungsge-
richt in seinem Urteil zum BKA-Gesetz die "drohen-
de Gefahr" definiert hat.

Ich möchte noch eine kurze Anmerkung zur Ver-
schiebung der Gewaltenteilung machen, die hier be-
klagt worden ist. Die Polizei hat nicht den Wunsch, 
dass alle Entscheidungen auf die Richter überge-
hen; das ist die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Das Bundesverfassungsgericht 
schöpft wohl ein gewisses Misstrauen aus der Wei-
sungsabhängigkeit der Polizei von einem Politiker, 
nämlich dem Innenminister, das, so scheint es mir, 
nur ein unabhängiger Richter allein beseitigen kann. 
Mit dieser Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts wird die Sicht der Freiheit in die Hand des 
Politikers gelegt. Herr Prof. Dr. Petri hat bereits ge-
sagt, dass dies ein präventiver Grundrechtsschutz 
durch den Richter sei.

Damit komme ich zu meiner letzten Anmerkung. 
Heute wurde ein Bild an die Wand gemalt, wonach 
Betroffene von polizeilichen Maßnahmen völlig 
rechtlos seien. Zunächst möchte ich feststellen, 
dass der Richter Konturen hat, nach denen er ent-
scheiden kann. Herr Prof. Dr. Petri hat zurecht da-
rauf hingewiesen, dass wir in diesem Gesetzentwurf 
einen konturierten Rechtsgüterschutz sehen kön-
nen. Das Verfahren vor Gericht läuft nach dem Ge-
setz über die Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG) ab. Im § 417 Absatz 2 dieses Gesetzes ist 
geregelt, dass die Polizei diesen Antrag stellen 
muss. Dieser Antrag muss mit Tatsachen zur Erfor-
derlichkeit der Maßnahme begründet werden. Wenn 
der Richter diese Angaben prüft, glaube ich, dass er 
die entsprechenden Konturen finden wird, die ihm 
das FamFG und das PAG an die Hand geben.

Ich stelle fest, dass es keines Strafverteidigers be-
darf. Hier geht es nicht um ein Strafverfahren. Des-
halb bedarf es keines Strafverteidigers, sondern 
eines Verfahrenspflegers. Dieser ist in § 419 des 
FamFG vorgesehen. Nach § 419 Absatz 1 soll der 
Richter einen Verfahrenspfleger bestellen. Die einzi-
ge Ausnahme, die vorgesehen ist, ist der Fall, dass 
ein Betroffener bereits einen Rechtsanwalt hat.

Vorsitzender Dr. Florian Herrmann (CSU): Diese 
Anhörung war sehr wichtig, da sich der Gesetzent-
wurf bereits in der parlamentarischen Beratung be-
findet. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Inne-
re Sicherheit und Sport wird diesen Gesetzentwurf 
am 31. Mai auf die Tagesordnung nehmen. Wir wer-
den dann intensiv darüber diskutieren. Eine Grund-
lage für diese Diskussion werden die heutige Anhö-
rung und die schriftlichen Stellungnahmen der 
Sachverständigen sein. Ich bedanke mich namens 
des Ausschusses bei Ihnen für die Mühe, die Sie 
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sich gemacht haben und für die Zeit, die Sie sich ge-
nommen haben, um heute bei uns zu sein.

(Schluss: 13.24 Uhr)
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